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Arheitsanfommen zwischen Kumpfbund für deulſche Kulkur und Bund Deulſcher Ofen. 


Im Bewußtsein, daß die eigene Arbeit nicht Selbſtzweck iſt, ſondern 


ausſchließlich dem inneren und äußeren Aufbau von Nation und Staat 
zu dienen hat, ſchließen der Rampfbund für deutſche Kultur 
und der Bund Deutſcher Often ein Abkommen ab, das die 
Arbeit beider Organijafionen auf den Gebieten gemeinſamen Intereſſes 
zu organischer Abgrenzung bringt, kraftverzehrende Doppelarbeit aus⸗ 
Ichließt und dem Sedanken der gegenſeitigen Stützung die organi- 
Jaforijche Grundlage gibt. 
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Die Bundesführer des K. J. d. K. und des BDO berufen in ihre 
Bundesleitungen je 2 Mitglieder der Bundesführung des anderen 
Verbandes. Die Landeszahrer beider Verbände oder auf ihren 
Wunsch ihre Slelberkr werden weder der Laudeszährung 
des betreffenden anderen Verbandos. ö “ . 


. In der Frage der Volleshochſchularbeit wird beſchloßen, daß in den 


Provinzen Oftpreufen, Grenzmark Poſen⸗Weſtyreußen, Nieder⸗ 
ſchleſten und Oberſchleſien, in den Negierungsbefürken Fraukfurk⸗ 
Oder uud Köslin, in den baueriſchen Gfgebieion und im ſächſiſchen 
Grenzland ansſchlieſtlich dem BO die Gründung und der Berrieb 
never, bzw. die Übernahme oder Betreuung alter Vollkshochſchulen 
oder ähnlicher Einrichtungen obliegt, während in allen übrigen 
Ceilen des Reiches hierjür der K. f. d. K., wenn erforderlich, die 
Bearbeitung übernimmt. 

Gründung, Übernahme und Betrieb von Kindergärten, horten und 
Landkinderſtuben ift in den oben geuaunten Gebieten Sache des BDO. 


. Das Cheaterweſen, das Konzertweſen und die künftierijche Geſtal⸗ 


fung des Tanzes find auch in den oben genannten Grenzgebieten Au⸗ 
gelegenheit des K. j. d. K.; die Einbeziehung von Mufik, Laienfpiel 


und Bolkstanz in Orts- oder Landesveranftaltungen des BDO 
wird hierdurch jedoch nicht berührt. 

5. Die Pflege und wiſſenſchaftliche Unterſuchung von Volkstrachten 
und die Veugeſtallung von Trachten iſt in den oben genannten Ge⸗ 
bieten Sache des B00, im übrigen eich) Angelegenheit des 
K. J. d. K. bzw. der mit ihm arbeitenden Verbände. 

Die gleiche Regelung gilt jür die Übernahme, Pflege oder Neu⸗ 
gründung von Muſeen. Für das kommende „Deutſche Volkksuſeum“ 
übernimmt der BDO die Negeiung der Teile, die den genanufen 
Sebieken gewidmet find, der K. f. d. K. die des geſamten übrigen 
Teichsgeblekes 

6. Schrizitum und Kunſt der Greuzlaude werden von K. f. d. K. und 
BSTO in gleichem aße gepflegt, um dieſen weiteſte Verbreitung 
zu sichern, die durch organifatoriſche Abgrenzung behindert würde. 
Schrifttum⸗ und Kuuflausſtellungen werden im Rahmen allgemeiner 
Oilausſtellungen vom BDO, als Sonderausſteilungen von beiden 
Verbänden gemeinſam veranſtaltet. 

7. Das Grenzlaudbüchereiweſen wird für die geuannten Gebiefe vom 
Vo in Verbindung mit dem Grembüchereidienft und Bildungs- 
pflege E. V. und den ſtaatlichen Büchereiberatungsſtelleu, in 
Schleswig⸗Holſtein und dem Saargebiet vom K. f. d. K. mit dieſen 
Stellen bzw. der Neichsſtelle zur Förderung des deutſchen Schrift- 
tums geregelt. 


Berlin, den 3. Oktober 1033. 


gez. A. Noſeuberg. 
gez. Frau] Lüdtke. gez. Eruſt Ofto Thiele 


Minderheitenrecht und Judenfrage. 


In, der Minderheiteufrage iſt eine vollkommen neue Situation im 


Entstehen. Der Anſtoß bierzu geht von zwei Seiten aus, von Deutſch- 


lond sowohl wie von feinen Gegnern. Was zunächſt den Vorſtoß der 


Gegenſeite anlangt, jo Scheint man dort die Seit für gekommen zu halten 
Oeutſchland weitergehende internationale Bindungen binfichtlich der 


„ 


Behandlung Jeiner fremdnationalen Volkesſplitter auzuerlegen. Vor 
allem Polen hat ſich ſchon mehrfach in dieſer Richtung versucht; es 
hat mit wachjendem Nachdruck die Cheſe vertreten, daß die für die 
Erb- und Nachfolgeſtaaten Swiſcheneuropas geltendenen Minder- 
beitenſthutzrechte verallgemeinert, d. h. auf ſämtliche Staaten aus- 
gedehnt oder, falls das abgelehnt werden ſollte, überhaupt abgeſchafft 
werden müßten, da der gegenwärtige Juſtand eine auf die Dauer un- 
erträgliche „Diskriminierung“ der betreffenden Staaten darſtelle. 
Die Sielſetzung der Polen ſcheint in dieſer Frage nicht ganz einheitlich 


au 


fein. Einerjeits jtellen ſie ſich nämlich auf den Standpunkt, daß die 


Schutzverträge vom 28. Juni 1919 nicht als Dauereinrichtung, Jondern 
allgemein nur als Swiſchenlöſung gedacht gemefen Jeien, dazu beſtimmt, 
den durch die Grenzziehungen der Pariſer Vorortsdiktate unter die 
Hoheit der neu geſchaffenen Staaten gekommenen fremdvölkijchen 
Gruppen den Übergang in die neuen Verhältniſſe zu erleichtern, — 
einerſoits Streben fie alſo danach, ſich ſelbſt von den ihnen zugunſten der 
nationalen Minderheiten ihres Staates auferlegten Bindungen zu be- 
Freien. Andererſeits möchten fie aber auch gerne, daß Deutſchland die 
gleichen Verpflichtungen auferlegt werden, weil ſie daun eine Handhabe 
zu beſitzen glauben, Deutschland durch fortgeſetzte Klagen vor dem 
Genfer Forum internationale Schwierigkeiten machen zu können. Sie 


haben im Laufe der letzten Jahre ſchon mehrfach verſucht, in Genf 
„Klagen“ gegen Deutſchland zur Sprache zu bringen, die ſich auf pol= 
niſche Gruppen in ſolchen Landesteilen bezogen, die einem international 
garantierten Minderheitenſchutz nicht unterſtehen. Sie haben ſich jedes⸗ 
mal eine glatte Abfuhr geholt, da ſich der Völkerbund wohl oder übel 


für nicht zuständig erklären mußte. Daß dieſe Polenbundbeſchwerden 


bezüglich der nchtoberſchleſiſchen Polen Deutſchlands Jo auslaufen 
würden, hat man auf polniſcher Seite natürlich von vornherein ge⸗ 
wußt. Aber es kam den Polen ja auch nur darauf an, durch die Vor⸗ 
bringung derartiger „Klagen“ in Völkerbundskreiſen den Eindruck zu 
erwecken, daß eine Ausdehnung des internationalen Minderheiten- 
schutzes auf Deutſchland (über die Beſtimmungen des Genfer Ober- 


ſchleſienabkommens hinaus) notwendig ſei. 


Die dahingehenden Vejtrebungen hat Polen bei der Vorbereitung 
der jetzigen Bölkerbundstagung verſtärkt; ſpeziell der Wenden nahm 
Polen ſich au und ihre Regierung ließ durch die „Akademiſche Geſell- 
Schaft der Freunde der Wenden“ in Warſchau beim Sekretariat des 
Völkerbundes eine Denkſchrift einreichen, in der die Einbeziehung dieſer 
angeblich bedrängten nationalen Minderheit in den Minderheitenſchutz 
des Völkerbundes verlangt wird. Auf der Völkerbundstagung ſelbſt 
iſt man dann zum vollen Angriff übergegangen. Sunächſt wurde die 


Regierung von Haiti — ausgerechnet die Regierung eines 
Überſeeſtaates, der an europäischen Minderheitsfragen überhaupt 
kein öntereſſe beſitzen kanu — in die Arena geſchickt, um eine 


Neuregelung des internationalen Minderhei⸗ 


tenſchutzes in Vorſchlag zu bringen. Und dann griff auch Polen 


%%%. 
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Wilhelm Kube — Oberführer der S8. 


Oberpräſident und Gauleiter, Staatsrat Wilhelm Kube, M. d. L., wurde zum Oberführer der SS ernannt. 
Aus dieſem Anlaß richtete der Bund Deutſcher Often folgendes Glückwunſchtelegramm an Pg. Kube: 
Dem Schirmherrn des BDO herzlichſte Slückwünſche zur Ernennung zum Oberführer der SS. 


Daraufhin ift folgende Antwort eingegangen: 


Lieber Herr Parteigenoſſe Dr. Lüdtke! 


Heil Hitler! Dr. Lüdtke. Dr. Thiele 
„Berlin, den 3. Oktober 1933. 


Ihnen und dem Parteigenoſſen Herrn Dr. Thiele danke ich herzlich für die freundlichen Slückwünſche 
aus Aulaßß meiner Ernennung zum Oberjührer der SS. Sie haben mir damit eine große Freude bereitet. 


Mit deutſchem Gruß und Hitler Heill 


jelbſt, das auf der Gegenſeite ja der Hauptbeteiligte iſt, in die ſich 
entjpinnenden Auseinanderſetzungen ein; ſein Vorſchlag geht dahin, 
die Minderheitenſchutzbeſtimmungen Polens, Eſtlands, Lettlands uſw. 
außer Kraft zu jetzen und an deren Stelle ein internationales 
kommen zu treffen des Inhalts, daß alle Bürger eines 
Staates vor den Gejegen gleich find und die gleichen bürgerlichen und 
politiſchen Nechte ohne Unterſchied von Naſſe, Religion und Sprache 
genießen. Selbſtverſtändlich liegt dieſem Antrage weniger die Ab- 
ſicht zugrunde, etwa Frankreich, das in ſeinen Grenzen immerhin 
einige Millionen Angehörige fremden Volkstums, Deutſche und 
Dlamen, Italiener und Korſen, Bretonen, Katalanen und Polen 
„beherbergt“, durch ein internationales Minderheitenſchutzabkommen 
Schwierigkeiten zu machen. Sondern die Abſicht iſt, ſich auf dem 
Gebiete der Minderheitenpolitik eine breitere Aktions⸗ 
baſis gegen Deutſchland zu ſchaffen. Dieſer Gedanke iſt 
ggenwärtig auch im übrigen Auslande zweifellos populär, und war 
im Hinblick vor allem auf die jüdiſche Srage. Auf die 
Gegenſeite, die dieſen Vorſtoß gegen Deutſchland in der Minder⸗ 
beitenfchußpolitik inſzeniert hat, hat die Erklärung zur Minder- 
heitenfrage, die der deutſche Vertreter Gejandter von Keller ab- 
gab, anfcheinend überraschend gewirkt. Denn Deutſchland ift 
u einer Verallgemeinerung des Minderheiten 
Thu tes durchaus bereit, unter der Vorausfetzung, 
daß allen europäilbhen Staaten, vor allem auch den 
Weſtmächten, diefelben Verpflichtungen zugunſten 
ihrer fremd nationalen Bevölkerungsteile auf 
erlegt werden. e wünſcht, daß endlich einmal die Min- 
derheitenfrage vor dem Völkerbunde grundſätzlich aufgerollt wird und 
daß man ſich in Senf in Zukunft nicht mehr bloß damit beſchäftigt. 
einzelne Beſchwerden in einem völlig unzureichenden Verfahren zu regeln. 
Darauf aber wird von Deutjchland entſchieden Wert gelegt, daß 
Minderheitenrecht und Judenfrage nicht, wie es von der 


Gegenſeite offenſichtlich beabſichtigt ift, in einem Topf geworfen werden.“ 


Schon im März d. J. ſetzten derartige Beſtrebungen ein. Auf der 
Maitagung des Völkerbundsrates wurde mit dem „Fall Bern- 
beim“ der erſte Angriff auf die deutſche Judengeſetzgebung verſucht. 
Dann bemühte ſich der Sioniſtenkongreß in Prag, die Welt- 
öffentlichkeit gegen die deutſche Naſſenpolitik zu mobiliſieren. Auf 
dem Kongreß der europäiſchen Minderheiten in 
Bern erfolgte ein neuer Vorſtoß in dieſer Richtung, als dort die 
jüdiſchen Volksgruppen die Annahme einer die deutſche Haltung in 
der Judenfrage verurteilende Entſchließung verlangten. Und jetzt 
geht das Beſtreben dahin, eine Völkerbund.saktion gegen 
Deutſchland ju infzenieren, indem Deutſchland internationale 
WMinderheitenſchutzverpflichtungen auferlegt und die Juden in Deutjch- 
land als nationale Minderheit anerkannt werden, mit dem Necht, 
den Schutz des Völkerbundes in Anspruch zu nehmen. 

Dazu muß junächſt einmal fejtgeftellt werden, daß das, was in 
Deutſchland mit den Juden geſchieht, das vollkommene Gegenteil von 
dem ift, was ſonſt in allen Ländern mit. den nationalen Minderheiten 
geſchieht. Das Siel der deutſchen Judenpolitik iſt die Difjimi- 
lation, d. h. die Ausgliederung eines andersartigen, fremdraffigen 
Bevölkerungsteiles aus dem deutſchen Volkskörper. Das kann aber 
nicht ein Gegenſtand des internationalen Minderheitenſchutzes ſein. 
Deffen Aufgabe ift es vielmehr, die Aljimilation zu verhindern, 
d. h., er hat dort einzugreifen, wo einer nationalen Minderheit die 
ihrem Volkstum entſprechende kulturelle Betätigung auf ſchuliſchem, 
Iprachlichem, veligiöfem und ſonſtigem Gebiete von dem Staatsvolke er⸗ 
chwert oder unmöglich gemacht wird. In Deutfchland werden den Juden 
nirgends Schwierigkeiten auf dieſem Gebiete bereitet. Im Gegenteil: 
Deutſchland iſt gerade beſtrebt, den Juden das zu geben, worum 
die nationalen Minderheiten in andern Staaten, wie in Polen in der 
Tſchechoſlowakei uff., verzweifelt und vergeblich ringen. Die Gründung 
und behördliche Billigung des „Kulturbundes deutſcher 
Juden“ iſt ein ſprechender Beweis dafür. Dr. Goebbels hat in feiner 
Genfer Anſprache vor der Weltpreſſe u. a. folgende grundſätzliche Sejt- 
Stellungen zur deutfchen Judenfrage gemacht: „Wenn die deutſche Re- 
gierung die Auseinanderſetzung mit der Judenfrage auf geſetz⸗ 
mäßigem Wege vornahm, fo wählte fie damit die human ſte 
und loyalfte Methode. Anverſtändlich aber ſcheint es uns 
einerjeits, gegen dieſe Abwehraktion in Deutſchland zu proteſtieren, 
andererſeits aber ſich zu weigern, den von Deutſchland abwandernden 
jüdiſchen überſchuß aufzunehmen. Nichts liegt dem Nationalfozialismus 
erner, als eine billige Rache zu üben; er hat dazu die Macht und die 

öglichkeit gehabt. Wenn er es trotzdem nicht tat, fo aus dem ehr⸗ 


Ihr jehr ergebener W. Kube. 


lichen Willen heraus, eine tatfächliche und praktiſche 
Löſung der Judenfrage zu finden, die zweifellos eine end- 
gültige Klärung auch in dieſer Beziehung herbeiführen könnte.“ Und 
Sejandter von Keller erklärte: „In der Diskuffion der Öffentlichkeit 
iſt die Judenfrage verſchiedentlich mit der linderheitenfrage ver⸗ 
quickt worden. Zunächſt find die Juden Deutſchlands weder eine ſprach⸗ 
liche noch eine nationale Minderheit. Sie fühlen ſich nicht als ſolche 
und haben niemals Wünſche geäußert, als ſolche behandelt zu werden. 
Es handelt ſich in Deutſchland in erſter Linie um ein bevölkerungs- 
politiſches und ſoziales Problem, das in der Nachkriegszeit eine befon- 
dere Verſchärfung durch eine ſtarke Wanderung des Judentums von 
Ofteuropa nach dem Weſten erhalten hat. Es iſt ein Problem von bejon“ 
derer Art, das als ſolches auch eine beſondere Löſung wird er= 
fahren müfſen.“ 

Indem die Juden ſich gegen die Ausſonderung aus dem deutſchen 
Volkskörper, alſo aus der Gemeinſchaft des Staatsvolkes, wehren, 
geben fie eben dadurch ſelbſt zu erkennen, daß fie nicht als nationale 
Minderheit angeſprochen ſein wollen. Durch eine Klage, die ſich gegen 
die Diſſimilierung richtet, wird das Gebiet des Minderheitenſchutzes 
überhaupt nicht berührt. Die Judenausſonderung ift eine durchaus 
innerſtaatliche Angelegenheit, nicht anders als etwa die Un 
ſchädlichmachung gemeingefährlicher Verbrecher, 
denen gegenüber jeder Staat von ſeinem ſelbſtoerſtändlichen Notwehr⸗ 
recht im Intereſſe der Volksgeſamtheit Gebrauch machen kann, ohne 
daß ein anderer Staat hier etwa das Recht zur Einmischung hätte. 

Es ift nicht klug von den Juden, wegen der Vorgänge in Deutſchland 
ein großes Geſchrei zu erheben. Sie übersehen eines dabei, was ihnen 
ihre Geſchichte, vor allem im Seitalter des Liberalismus, eigentlich ge 
lehrt haben ſollte: daß os die Anonymität iſt, auf der ihre Stärke 
beruht. So iſt es gewiß keine Werbung für die Sache der Juden, wenn 
ſich — wie es in letzter Zeit öfters geſchehen iſt — durch die Straßen 
Nigas, Londons und anderer Städte jüdiſche Demonftrationszüge be⸗ 
wegen. Denn gerade der Anblick dieſer gegen Deutſchland gerichteten 
Demonſtrationen trägt viel dazu bei, im Ausland Verſtändnis für die 
deutſche Einstellung zur Judenfrage zu wecken. Es war klug von den 
Juden, den Völkerbund nicht mit den antiſemitiſchen Exzeſſen ju be⸗ 
faſſen, denen fie in Polen, wo fie doch eine anerkannte nationale Minder⸗ 
heit bilden, ſeit Jahr und Tag ausgeſetzt Jind. Aber es iſt ſicherlich un⸗ 
klug von ihnen, jetzt mit ihrem Wehgeſchrei über Deutſchland den 
Völkerbund zu mobilifieren. Denn dieſes Vorgehen führt notwendiger ⸗ 
weiſe dazu, daß auch die anderen Völker ſich mit den Urfachen der deut- 
ſchen Gegnerſchaft gegen die Juden befaffen und ſchlioßlich wohl auch zu 
der Erkenntnis gelangen, daß fie Jelber nicht weniger Anlaß als Deutsch- 
land haben, ſich gegen den vergiftenden Einfluß des Judentums auf das 
Wirtſchafts⸗ und Kulturleben ihres eigenen Landes zu wehren. Es hat, 
wie Roman Dinowfki ganz richtig Jagte, nie und nirgends viel Leute 
gegeben, die die Juden um ihrer ſelbſt willen liebten. Je mehr man von 
den Juden ſpricht, um Jo ſchlimmer für fie. Dr. Kredel. 

* 


Autiſemitismus in Litauen. 


Das Hervortreten weiter Kreiſe des litauiſchen Judentums bei 
der deutſchfeindlichen Bopkottkampagne hat zur Folge gehabt, 
daß die litauiſche Sffentlichkeit ſich jetzt in zu⸗ 
nehmendem Maße mit der Judenfruge beſchäftigt, 
joweit fie Litauen betrifft. In der litauiſchen Kaufmann 
ſchaft ift in letzter Zeit wiederholt darüber Klage geführt worden, 
daß das litauiſche Wirtſchaftsleben zu wenig unter nationallitauiſchem 
und zu ſehr unter jüdiſchem Einfluß ſtehe. Das Regierungsorgan 
„Lietuvos Aidas“ hat fi auch Ichon zum Sprachrohr dieſer Une 
zufriedenheit gemacht. In einem „Es muß gleichgeſchaltet werden“ 
überfchriebenen Artikel wendet ſich das Blatt da egen, daß die Juden 
im Wirtſchaftsleben Litauens eine zu große Rolle len. Die litauiſche 
Wirtſchaft müſſe mehr als bisher auf nationaler Grundlage aufgebaut 
werden. Das offiziöſe Blatt betont, daß die Judenfrage offen 
und unverblümt erörtert werden müſſe, da es ſich hier um 
ein für Litauen ſehr wichtiges Problem handle. In diefem Zufammen- 
hang fand vor einigen Tagen in Kowno eine Verſammlung von Ver⸗ 
tretern jüdiſcher Organifationen ſtatt. Der Schriftleiter der „Jüdiſchen 
Stinime“, Nubinftein, hielt dabei einen Vortrag über die Lage 
der Juden in Litauen. Er ſtellte feft, daß in neueſter Zeit ein an- 
wach fender Antiſemitis mus fich im Lande geltend 
mach e. Beſonders wies er auf verſchiedene Wirtſchaftsorgauſſationen 
hin, die ſich gegen die Stellung der Juden im Wirtſchaftsloben zu 
wenden beginnen. 
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Verſtändigung zwiihen Deutſchland und Polen? 


Vor kurzem war der polniſche Außenminister, Oberſt Beck, in 
2a Der Sweck diefer Neiſe war leicht zu erkennen. Die polnische 
iplomatie hielt es — trotz ihres betonten Selbſtändigkeitsſtrebens — 
wieder einmal für an der Seit, ſich der franzöſiſchen Freundschaft zu 
vergewiſſern. Denn bei aller Entſchlollenheit, in Oſteuropa ein Politik 
auf eigene Sauft zu betreiben, bleibt es für Warſchau doch immer ein 
unbequemes Sefühl, am Quai d'Orsay nicht mehr ganz ſo gut wie in 
den Lehrlingsjahren Galefkis angeschrieben zu jein. Paris betreibt 
leit einiger Seit eine Oftpolitik, deren Stützpunkt nicht 
mehr — wie früher — in Warſchau liegt, ſondern in 
Moskau. Herriot iſt nicht über Warſchau, ſondern über Kon⸗ 
Stantinopel nach Moskau gefahren, und auch Pierre Cot ſieß ſich 
auf feinem §luge nach Moskau in der polnifchen Hauptſtadt nicht blicken. 
Das find vielleicht Zeichen dafür, daß zwiſchen der franzöſiſchen und der 
polniſchen Nuß landpolitik keine völlige Übereinftimmung beſteht und daß 
Paris an einer Verwirklichung des polniſchen Führungsanſpruches im 
Often kein Intereſſe beſitzt. Tatfache iſt jedenfalls, daß die franzöſiſche 
Diplomatie Fühlung mit Moskau aufgenommen hat, ohne ſich dabei mit 
Warſchau in Verbindung zu ſetzen. Beide, Warſchau ſowohl wie Paris, 
wollen natürlich Moskau als Bundesgenoſſen gegen Deuiſchland ge- 
winnen; im Siel ſind ſie einig. Aber Frankreich will nicht dulden, daß 
Polen hierbei die Führung erhält und dadurch ſeine Position im Often 
auf Koſten des franzöſiſchen Einfluffes ſtärkt. So ergibt ſich das merk- 
würdige Bild, daß Frankreich in Oſteuropa gegenwärtig 
als Gegenspieler Polens auftritt, obwohl beide — was 
Deutſchland anlangt — demfelben Ziele zuſtreben. 

Es iſt noch nicht lange her, da hat der Oberſt Mie d zunki in 
der offiziöſen „Gazeta Polka“ verfichert, daß es für Polen eine Ver- 
ſtändigungsmöglichkeit mit Deutſchland nicht gebe. Bald darauf aber 
jah ſich der polniſche Außenminiſter in Genf, um den „guten 
Nuf feines Landes zu wahren, zu einer freundſchaftlichen Ausjprache 
mit v. Neurath und Dr. Goebbels genötigt. Und dieſelbe 
Preſſe, die noch einige Cage zuvor der Abſage Miedzunſkis an Deutſch⸗ 
land zugeſtimmt hatle, fing wieder an, von der polniſchen Bereitſchaft 
zu einer Verſtändigung mit Deutſchland zu ſprechen. Ja ſie verſuchte 
jogar, die Dinge Jo hinzuſtellen, als ob von Polen die Anregung aus- 
gegangen wäre, durch ein freundſchaftliches Frühftücksgeſpräch die 
deutſch⸗polniſche Atmoſphäre zu beffern. So ſchrieb der „Kurjer War⸗ 
Tawjki“ 3. B., die Begegnung des Oberſten Beck mit Miniſter Goebbels 
habe in den Genfer politiſchen Kreiſen um ſo mehr als eine Überraſchung 
gewirkt, als der poluiſche Außenminister der erſte Delegierte geweſen 
fei, „der den bis dahin völlig iſolierten Dr. Soebbels boſuchte“. Der 
„Kurjer Warfzamfki* zeigt ſich hier ſchlecht unterrichtet: Denn erſtens 
war Oberſt Back einer Einladung der deutſchen Miniſter gefolgt, und 
zweitens hatte Dr. Goebbels ſchon, bevor er mit dem polniſchen Außen- 
miniſter zufammenkam, mit dem engliſchen Delegierten eine Belprechung 
gehabt. Es ift notwendig, das feſtzuſtellen, um der auch hier ſofort 
wieder bemerkbaren polniſchen Legendenbildung entgegenzutreten, die 
nicht zulalfen will, daß Deutſchland als der in erſter Linie verſtändi⸗ 
gungsbereite Partner erscheint. Im übrigen neigt die polniſche Preſſe 
dazu, in der Genfer Unterredung den erſten direkten Annäherungs- 
versuch zwiſchen Deutſchland und Polen zu ſehen. 


Selbſt der „Rurjer Poznanſki“ Jiebt ſich zu Seftjtellungen 
veranlaßt, die man angefichts der jonſt üblichen Einſtellung diejes 
Blattes zum mindeſten als außergewöhnlich anſprechen darf. Es fei 
klar, jo heißt es da, „daß Verlin eine Entſpannung der polniſch⸗ 
deutſchen Beziehungen ſucht, wie das ſchon Hitlers Neichstagsrede ge⸗ 
zeigt hat. Die Annahme, daß die Hitleranhänger ſich zuerſt auf Polen 
ſtürzen würden, ift irrig geweſen“. Zu einem derartigen Eingeſtändnis 
deutſcher Friedensbereitſchaft hat ſich der „Kurjer Poznanſkei“ bisher 
wohl noch niemals „hinreißen“ laſſen. Die Politiker der polniſchen na⸗ 
tionalen Bewegung, heißt es dann weiter, hätten mit ihrer Annahme recht 
gehabt, daß die nationale Revolution in Deutschland die Energie der 
neuen Machthaber von den auswärtigen Angelegenheiten auf die inneren 
ablenken werde. Auch ſei Deutſchland jetzt an Oſterreich, aljo an der 
Donau, mehr interelſiert als an der Weichſel. Dann allerdings kann es 
ſich der „Kurjer“ doch nicht verſagen, wenn auch nicht die Aufrichtig- 
keit, Jo doch die Dauerhaftigkeit der deutſchen Friedensbereitſchaft in 
Sweifel zu ziehen und das Verdienft, Deutjchland „zum Frieden be⸗ 
kehrt“ zu haben, für Polen in Anjpruch zu nehmen: Die Anknüpfung 
freundſchaftlicher Beziehungen Polens ju Rußland, Jo meint der 
„Kurjer“, habe Deutſchland zu denken gegeben; Deutſchland Jei heute 
Jo iſoliert, daß es gezwungen fei, ſeine Caktik gegenüber Polen zu 
ändern; es habe aber nur ſeine Taktik, nicht feine Siele, die ſich immer 
gleich bleiben würden, geändert. . . 

Allzu tief ſcheint alfo auch jetzt noch nicht der Glaube an die Mög⸗ 
lichkeit einer Verständigung mit Deutſchland zu wurzeln. Nur die 
Blätter der konſervatiden Gruppe des polniſchen Ne⸗ 
gierungsblocks treten nach wie vor für eine deutſch-polniſche An- 
näherung ein, wobei ſie freilich von der Anſicht ausgehen, daß der 
Neichskanzler ſich in der ſeinerzeitigen Unterredung mit dem polniſchen 
Sefandten Wyfocki zu einem Verzicht auf die Srenzreviſion bereit erklärt 
habe. „Wir teilen nicht die Meinung gemwiller polnischer Kreiſe“, heißt 
es 3. B. im „Czas“, dem Blatt der Krakauer Konſervatioen, „die hart. 
näckig die geſchichtlich falſche und politiſch ſchädliche Cheſe vertreten, 
daß die Seſchichte Polens von einem ſtändigen Widerſtreit mit Deutfch- 
land ausgefüllt ſei. Das ijt nicht wahr! Eine ganze Reihe von Jahr- 
hunderten hindurch geſtaltete ſich unfer Verhältnis zum Deutſchen Kaifer- 
reich friedlich, und Jogar zwiſchen den brandenburgiſchen Kurfürſten und 
Polen kann es vielfach, und zwar durch eine länger Periode hindurch, 
nur als freundschaftlich bezeichnet werden .. Wir wünſchen keine Ver⸗ 
ſchärfung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen, Jondern ihre Milderung, 
ihre normale Geſtaltung. Ohne zu übertreiben, und fern davon, die 
militäriſchen, politiſchen und wirtſchaftlichen Kräfte des Reiches zu 
überſchätzen, ſehen wir doch in Deutſchland ein ſrarkes, ſchöpferiſches 
Volk von bedeutenden kulturellen und geistigen Werten, demgegenüber 
Haßgejühle uns fremd Jind.“ Das ſagt der „Czas“; und ähnlich pflegt 
ſich auch das Wilnaer „Slowo“ zu äußern. Die Kreiſe aber, von denen 
die polniſche Politik gemacht wird, pflegen in dieſen Dingen anderer 
Meinung zu ſein. Ihnen iſt der Haß gegen den deutſchen Nachbarn 
durchaus nicht fremd, ihnen erſcheint Deutfchland immer nur als der 
ewige und einzige Seind, mit dem es, wie Miedzyniki ſagte, keine Ver⸗ 
ſtändigung gibt und den fie, wo immer ſich Gelegenheit bietet, 
bekämpfen. 


Dollfuß und feine Freunde. 


Dollfuß hat in Genf auf der Völkerbundstagung zwar nicht erreichen 
können, daß Öfterreich in den Völkerbundsrat hineingewählt wurde. 
Er hat aber doch als „Criumphator“ nach Wien zurückkehren können. 

Denn er hat in Genf vor einem Forum faſt durchweg deutſch⸗ 
feindlicher Staaten den Beifall gefunden, der ihm im eigenen Lande 
verjagt bleibt. Als er vor überfülltem Saale die Nednertribüne be- 
ftieg, um über Jeine Politik zu berichten, wurde er mit demonftrativ 
anhaltendem Beifall begrüßt. Und jeine Nede war auch geeignet, vor 
dieſem Kreiſe Beifall zu finden. Sie war — was nicht weiter ver⸗ 
wunderlich iſt — eine erneute Rampfanjage an den im National- 
Jojialismus verkörperten großdeutſchen Gedanken, ein Bündnis⸗ 
angebot an alle, die dieſen Gedanken bekämpfen, und eine Bitte, 
Oſterreich aus feiner als unhaltbar erkannten (und durch die Gegner 
Ihaft gegen das Reich noch unhaltbarer gewordenen) Situation zu be- 
freien. „Die geiſtigen und materiellen Umgeſtaltungen müllen ſich“, Jo 
führte Dollfuß u. a. aus, „in den einzelnen Staaten gemäß deren Be⸗ 
ſchaffenheit und Geſchichte vollziehen. Es ift nicht möglich und wäre 
naturwidrig, ihnen eine gleichförmige Schablone aufdrücken zu wollen. 
Oſterreich ift im Begriff, aus den Fehlern der Nachkriegszeit lernend, 
lich eine leinen Bedürfniflen entſprechende poli- 
tiſche und wirtſchaftliche Verfafſung zu geben. Es har 
ſich aber immer wieder gezeigt, daß die wirtschaftliche Entwicklungs- 
möglichkeit Öfterreichs nicht ohne Vergrößerung feines Ab⸗ 
jatzgebietes garantiert werden kann. Öfterreich iſt entſchloſſen, 
die Wege zu genen, die ihm die Möglichkeiten unab- 
hängiger Exiltenz und wirtſchaftlicher Entwichlung 
eröffnen. Es erwartet dabei die wohlwollende Mitwirkung 
der anderen Mächte. Öfterreich wendet ſich in dieſer Hinſicht 
auch an den Völkerbund mit der Bitte, durch ſein großes 
moraliſches Gewicht dieſe Bestrebungen in jeder Beziehung zu fördern. 
Nach ſchweren Jahren Jeines Exiftenzkampfes bekennt ſich Öfterreich 
beute mehr denn je, nicht Jo jehr auf Srund for- 


meller Verträge, ſondern aus dem eigenen Willen 
feiner Bevölkerung heraus zu ſeiner Freiheit und 
Selbständigkeit.“ 8 

Um den Willen der Bevölkerung hat Dollfuß ſich allerdings bisher 
wenig gekümmert. Wenn er feiner fc ſicher ift, warum ſcheut er 
ſich dann, durch Wahlen, wie fie von den Nationaljozialiſten gefordert 
werden, ſich von dem Vorwurf zu reinigen, eine Politik 
gegen das Volk zu betreiben? Dieſes Volk denkt ja gar nicht 
daran — wie Dr. Dollfuß es tut —, ſich freiwillig zu einer ſtaatlichen 
„Unabhängigkeit“ zu bekennen, die ihm vor 14 Jahren von rach⸗ 
jüchtigen Feinden aufoktropiert worden iſt und deren Fortdauer noch 
heute dieſelben Feinde mit den Waffen ju ſichern bereit ſind. Kein 
Wunder, daß die Parifer Preſſe dem Wiener Bundeskanzler ob 
ſeiner Genfer Rede begeiſterte Loblieder ſingt. \ 

Dieſe franzöſiſche Freude wurde freilich ſehr bald wieder getrübt. 
Nicht etwa, weil Dollfuß von Wort und Inhalt jeiner Genfer Rede 
wieder abgerückt wäre, ſondern weil Frankreich feſtſtellen muß, daß 
es auf dem beſten Wege ilt, die Führung bei der Löfung des geſamten 
Südoſtproblems ju verlieren, Italien ſchaltet ſich mit großer Aktivität 
in die Südoftfragen ein; es hat in Genf den Vertretern der Groß⸗ 
mächte und der habsburgischen Nachfolgeſtaaten eine Denkjehrift zur 
Löſung des Donauproblems überreicht. Und in Wien, wo man all- 
mählich immerhin doch ſo viel gelernt zu haben ſcheint, daß von Paris 
keine poſitive Hilfe für Öfterreich zu erwarten ift, hat man für die ita- 
lieniſchen Abſichten Intereſſe, ſofern dieſe geeignet ſind, das Dollfuß. 
Syltem vor dem Sturz durch die Nationaljozialiften zu retten. Nicht mit 
Unrecht wird der italieniſche Vorſtoß von Paris als eine Corpedierung 
des Tardieu- Planes empfunden. Sugleich bahnt ſich in den Donau- und 
Balkanſtaaten eine Entwicklung an, die, wenn ſie Erfolg hat, auf eine 
ent) heidende Minderung der franföſiſchen Gel- 
tung in Südoſteuropa hinauslaufen würde: Bal kanunion 
und Juſammenſchluß der Staaten der Kleinen Entente. 
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Zinssenkung und Bauernenfſchüloung in Danzig. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig hat die Sinſen jänf- 
licher Hypotheken, der ſtädtiſchen wie der länd- 
lichen, gefenkt, um allem Grundbeſitz die unbedingt gebotene 
Befreiung von der auf ihm liegenden Zinfenlajt zu verſchaffen. Darüber 
hinaus iſt eine Verordnung des Senats zur Regelung der landwirt- 
ſchaftlichen Schuldverhältniſſe, zur Entschuldung der Bauern, erlaſſen. 
Entſchuldeter Srundbeſitz ſoll fortan nur ver- 
kauft und belajtet werden können, wenn ein beſon⸗ 
derer Ausſchuß, in welchem die Standesgenoſſen des Bauern 
den Ausſchlag geben, zuſtimmt. Um Grundſtücke im Familienbeſitz 

u erhalten, iſt beabſichtigt, ein Höferecht as welches ein⸗ 
ſchneidenbe Beſtimmungen über die Erbfolge enthält, die 
Belaſtung und damit erneute Verſchuldung er- 
Ichwert und eine Veräußerung nur in beſonderem 
Ausnahmefalle zulajfen wird. Ferner werden Vorſchriften er- 
wogen, um Bauernſöhnen und Landarbeitern Gelegenheit zu gebeu, 
ſeßhaft zu werden. Sodann hat der Danziger Senat durch eine gleich⸗ 
zeitig erlaſſene Verordnung vorgeſchrieben, daß alten und gebrechlichen 
‚Perjonen, die durch die Zinsjenkung in Not gekommen ſind, eine Rente 
gezahlt wird, ähnlich wie den Kleinrentnern. 

Die Verordnung über die allgemeine Sinsſen⸗ 
kung unterſcheidet zwiſchen landwirtſchaftlichen und ſonſtigen Grund- 
ftüken. Bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken wird ein 
Höchſtzinsſatz von 4 v. H. feſtgeſetzt. Bei den Jonjtigen 
Grundſtücken werden die Sinſen, ſoweit ſie 6 v. H. nicht überſteigen, auf 
4 v. H., und, ſoweit ſie bisher über 6 v. H. lagen, im Verhältnis von 


friftigen Hypotheken- und Grundfchuldkredite werden, ſoweit fie es 
nicht bereits ſind, in Tilgungsforderungen umgewandelt, Jo daß eine 
Kündigung grundsätzlich ausgeſchloſſen ijt. Sie zer- 
fallen in „erſtwertige“ und „zweitwertige“, wobei der Betrag von 
40 v. H. der Grundwertſteuer die Grenze bildet. Für die erſtwertigen 
Hupotheken werden die Zinfen auf höchſtens 4 v. H., für die zweit ⸗ 
wertigen auf höchſtens 2,5 v. H. geſenkt. Daneben iſt eine Tilgung in 
Höhe von 0,5 v. H. vorgeſehen. Ein etwa zu zahlender Verwaltungs- 
koftenbeitrag darf ein Viertel v. H. nicht überſteigen. Die eingetragenen 
Reallaſten, insbeſondere Altenteilleiſtungen, können, ſoweit ſie unter den 
heutigen Verhältniſſen nicht tragbar find, von Fall zu Sall anderweitig 
ſeſtgeſetzt werden, ſoweit dieſes ohne Gefährdung des Unterhalts der 
Altenteilsberechtigten geſchehen kann. 

Beſondere Schwierigkeit bot die Regelung der „Schwimm- 
ſchulden“. Ihre Umwandlung in Cilgungsforderungen mit niedriger 
Verzinſung und algen von etwa je I v. H. würde den Zusammenbruch 
des überwiegenden Teils der Gläubiger bedeuten. Es mußte daher eine 
Löſung gefunden werden, die auch den berechtigten Intereſſen. 
der Gläubiger Nechnung trug. Dieſes war nur möglich durch 
Einſchaltun der Staatlichen TCreuhandgeſellſchaft 
one Dieſe übernimmt die Tilgung Jämtlicher 
Schwimmſchulden und wird dadurch die einzige Gläubigerin des 
Bauern für den Kreis ſeiner Schwimmſchulden. Be 

Sit trotz der vorſtehenden Regelung eine Angleichung au die Er- 
tragsfähigkeit des Grundſtücks nicht zu erreichen, Jo kann eine 
weitere Laſteuſenkung angeordnet werden, ſofern die perjön« 
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betragen darf. Gleichzeitig find die Sinfen der Hupothekenpfandbriefe 
auf 4 v. H. geſenkt worden. 

Die Lage der Danziger Landwirtſchaft iſt jedoch derartig troſtlos, 
daß mit der Senkung der Hupothekenzinſen allein 
der drohende Suſammenbruch der Mehrzahl der 
Betriebe nicht aufgehalten werden kann. Augeſichts 
der brennenden Notlage hat der Senat nicht abwarten können, bis im 
Reiche das Problem der landwirtſchaftlichen Schuldenregelung ſeine end- 
gültige Regelung gefunden hat. Er hat daher, und zwar im bewußten 
Abweichen von den dort bisher vorliegenden Ceillöſungen, durch Erlaß 
einer „Verordnung zur Negelung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Schuldverhältuiſſe“ eigene geſetzgeberiſche Wege 
beſchritten. Ju der Verordnung werden zwei Arten von Schulden unter- 
Jchieden, nämlich die als dauernde Kapitalanlage gedachten Hupotheken⸗ 
und Grundſchuldkredite auf der einen, ſämtliche übrigen Schulden, die 
ſogenannten „Schwimmjchuiden“, auf der anderen Seite. Die lang- 
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derartige Maßnahme rechtfertigen. Das Entſchuldungsverfahren liegt 
in den Händen des Amtsgerichts. Die wichtigeren Entſcheidungen 
lind einem Ausjchuß vorbehalten, der aus dem Amtsrichter, zwei 
Landwirten, einem Vertreter der Creuhandgeſellſchaft und einem Ver⸗ 
treter der Gläubigerkreiſe bejteht. Die Ablehnung des Antrages auf 
Einleitung des Verfahrens iſt nur unter engbegrenzten Vorausſotzungen 
und nur mit Zustimmung der Bauernkammer möglich. . 

Ait der Verordnung zur Regelung der land wirtschaftlichen Schuld=- 
verhältniffe zieht der Senat der Steien Stadt Danzig, wie von ihm 
betont wird, die Schlußfolgerung aus den Gedankengängen, die der 
Neichsbauernführer und Neichsernährungsmiuiſter Darré auf dem 
jüngſten Parteitag in Nürnberg dahin zufammengefaßt hat: „Will ein 
Staat aus Jozialen Gründen feine Bauern retten und ſchützen, daun 
muß dieſer Staat durch ein Bauerurecht verhindern, daß der bäuerliche 
Srund und Boden derart verſchulden kann, daß der Beſitzer wegen der 
Schulden von Haus und Hof getrieben wird.“ 


Die Verdeutſchung von Ortsnamen in Oftpreußen. 


Wenn ein Weſtdeutſcher oder ein Ausländer eine Karte von Olt- 
preußen zur Hand nimmt, ſo fallen ihm die zahlreichen undeutſchen 
Ortsnamen, vor allem in den Grenzgebieten auf, und er iſt leicht 
geneigt, daraus den Schluß zu ziehen, daß in dieſen Orten auch 
Menſchen nichtdeutſchen Volkstums leben. Durchreiſt er aber das 
Land ſelbſt, Jo ſtellt er zu ſeinem Staunen foſt, daß die deutſche 
Sprache überall herrſcht, daß alſo deutſche Menſchen in Dörfern mit 
undeutſchen Namen wohnen. Swei Fragen wird er ſich dann vor— 
legen: wie ijt dieſer paradoxe Zujtand entſtanden, und welche Folge- 
rungen ſind aus ihm zu ziehen? Beide Fragen ſollen kurz beant— 
wortet werden. 

Die Ortsnamen Oſtpreußens entſprechen nicht der heutigen Su— 
ſammenſetzung der Bevölkerung, wohl aber ſpiegelt ſich in ihnen 
ihre Entſtehungsgeſchichte wider. Vier verſchiedene Bölker haben 
— in jebr unterſchiedlicher Stärke — im Laufe der Geſchichte zur 
Boſiedlung des Landes beigetragen. Wenn wir von der vorgeſchicht— 
lichen germaniſchen Bevölkerung, die in Ortsnamen nicht mehr nach- 
zuweiſen iſt, abſehen, Jo finden wir zunächſt die alten Preußen, 
ein Volk baltiſchen Stammes. Sie ſind vom Deutſchen Ritterorden 
wohl unterworfen, aber nicht vernichtet worden, ſondern allmählich 
in dem ihnen kulturell und ſozial überlegenen Deutſchtum aufge— 
gangen. hre Sprache iſt in Hunderten von Ortsnamen, 
bejondersin der Mitte und im Weſten der Provinz, 
bis heute erhalten geblieben. Der Orden hat dann deutſche Ein- 
wanderer, vor allem aus dem Elbegebiet und aus Schleſien, herau— 
geholt, die auf dem noch reichlich zur Verfügung ſtehenden Lande über 
1009 Dörfer mit deutſchen Namen errichteten. Als dann der Zu- 
ſtrom aus Deutſchland verſiegte, kamen gegen das Ende der Ordens 
herrſchaft und in der herzoglichen Seit Einwanderer aus den 
benachbarten Ländern Szamaiten und Maſovien 
ins Land, zunächſt als ſchutzſuchende Flüchtlinge, dann auch als gern— 
geſehene Koloniſten. Sie beſtedelten zuerjt die menſchenarmen Gren3- 
gebiete im Norden, Often und Süden Preußens, 
breiteten ſich dann aber durch innere Koloniſation auch weit ins 
Innere des Landes hinein aus, ſich mit eingeſeſſenen Altpreußen und 
Deutſchen vermiſchend. So entstanden nicht nur Hunderte von Dörfern 
mit, litauiſchen und maſuriſchen Namen neu, jondern auch zahl- 
reiche deutſche Ortsnamen wurden damals ver- 
jremdet. Tatareneinfall (1656/57) und Peſt (1709) machten dem 
Vordringen dieſer Elemente ein Ende und führten ihren Rückgang 
herbei. In die leergewordenen Dörfer jogen unter der fürforglichen 
Herrschaft der hohenzollernſchen Kurfürſten und Könige vorwiegend 


deutſche Koloniſten aus allen deutſchen Landen 
ein. Die bekannteſte Tat, die Anjezung von 13000 Salzburgern 
durch Friedrich Wilhelm J., iſt nur ein Ceil, freilich der wichtigſte, 
einer 150 Jahre dauernden Koloniſationsarbeit. 


Dieſe Einwanderung, ferner die Einführung der Freizügigkeit und 
der allgemeinen Wehrpflicht und die Aufſchließung der Grenzgebiete 
durch den Bau von Chauſſeen und Eisenbahnen haben nun den Cin 
deutjhungsprozeh der fremdſprachlichen Beoöl⸗ 
kerung in Gang gebracht und immer mehr beſchleunigt, jo daß 
heute nur noch Neſte von ihr in Ostpreußen vorhanden ſind, die aber 
auch, wie es das Ergebnis der Abſtimmung von 1920 und die Siffern 
der folgenden Reichstagswahlen unwiderleglich beweiſen, ſich bis auf 
eine verſchwindend kleine Zahl von Polen durchaus zum Deutſchtum, 
bekennen und nicht etwa als nationale Minderheit anzuſprechen ſind. 
Es handelt ſich hier alſo nicht um eine von den Behörden des Landes 
betriebene Germaniſation, ſondern um eine freiwillige Eindeutſchung. 
um ein freudiges Bekenntnis zur deutſchen Kultur, die dem Lande 
bisher nur Gutes gebracht hat. 


Seltſam iſt nun die Tatjache, daß die Ortsnamen dieſen 
Sindeutſchungsprozeß nicht mitgemacht haben, Jon⸗ 
dern bis auf wenige Ausnahmen auf der Stufe ſtehen ge- 
blieben ſind, auf der ſie vor 200 Jahren ftanden. Die 
deutschen Koloniften haben zwar nur felten — anders 7. B. als bei 
der Beſiedlung des Oder- und Warthebruchs — neue Dörfer ge- 
gründet, sondern ſind meiſt in bereits beſtehende, nur verödele Ort- 
ſchaften eingezogen. Daß aber dann die Dörfer mit der deutjchen 
bzw. (bei Majuren und Litauern) ſich verdeutſchenden Bewohnerſchaft 
nicht ihre fremden Namen ablegten, iji wohl einerjeits auf eine 
gewiffe Beharrungskraft von Ortsnamen zurückzuführen, andererſeits 
darauf, daß die immer mehr ſich entwickelnde und verzweigende 
Staatsverwaltung dieſe Beharrungstendenz noch verſtärkte, indem ſie 
den Grundſatz einführte, daß Ortsnamen nicht ohne Se⸗ 
nehmigung der Behörde geändert werden dürften. Man 
geht wohl nicht fehl, wenn man den Beginn dieſer Ver- 
feſtigung der Ortsnamen in die Anfangszeit des 
Abjolutismus ſetzt, d. h. gerade in die Seit, in, der die jremd⸗ 
ſprachlichen Ortsnamen in Oſtpreußen ihre weiteſte Verbreitung er- 
reicht hatten. So trat Ostpreußen in den Weltkrieg ein als ein Land 
mit einer deutſchbewußten und zum größten Teil auch deutſchſprachigen 
Bevölkerung, aber dieſe lebte in Dörfern, von denen hunderte fremde 
Namen trugen. 
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Bor dem Kriege gab dieſe Tatſache zu keinen Bedenken 
Aulaß. Man war ſicher im Beſitz des Landes. Eine poluiſche Ge- 
jahr beſtand wohl für Polen und Weſtpreußen, wo man deshalb auf 
die politiſche Bedeutung der Ortsnamen auch ſchon früher aufs 
merkfam geworden war, aber auf Oſtpreußen, das immer deutſch 
gewefen war, erhoben die Polen keinen Anſpruch, und ein litauiſches 
Mationalgefühl gab es ebensowenig wie einen litauiſchen Staat. Wohl 
wurden in dem Jahrzehnt vor dem Kriege ſchon 
einige Ortsnamen beſonders im Süden der Pro⸗ 
pin; verdeutſcht, aber weder die Behörden noch die Bevölke⸗ 
rung bewieſen dabei einen beſonderen Eifer. 


Dieſe Lage hat ſich ſeit dem Diktat von Verfailles mit 
einem Schlage geändert. Ostpreußen iſt eingeſchloſſen von zwei jungen 
Staaten, deren Nationalismus über die ihnen bereits viel zu weit 
geſteckten Grenzen hinaus begehrlich Umſchau hält nach „unerlöſten 
Brüdern“ auf oſtpreußiſchem Boden. Die Tatfache der 
fremdſprachlichen Ortsnamen dient ihnen dabei 
als Vorwand für ihre Anſprüche, indem ſie die für einen 
Nichtkenner der Verhältniſſe einleuchtende Behauptung aufſtellen, 
daß in Orten mit litauiſchen und flawiſchen Namen eben Litauer und 
Polen wohnen müßten, die nur von der deutſchen Herrenſchicht unter- 
drückt und am Bekenntnis zu ihrem Volkstum gehindert würden. 
Wir haben gejeben, daß dieſe Behauptung falſch ift, aber wir dürfen 
es nicht im Bewußtſein unferes guten Gewifſens dabei bewenden 
daflen, Jondern mühen uns fragen: was hat unſererſeits zu geschehen, 
daß unseren Nachbarn diefer Vorwand genommen wird? Franzosen 
und Italiener, Polen und CTſchechen haben in den uns geraubten Ge- 
bieten rückſichtslos und mit einem Schlage alle deutſchen Ortsnamen 
beseitigt, um über den wahren Bevölkerungsſtand der ihnen zu- 
gefallenen Gebiete hinwegzutäuſchen und den unkundigen Beobachter 
irrezuführen. Demgegenüber würde die Verdeutſchung der Orts- 
namen nur die logiſche Folgerung aus einer hiſto⸗ 
riſchen Entwicklung darſtellen. Und doch wäre eine allgemeine, 
behördlich angeordnete Verdeutſchung der Ortsnamen ein Sehler in 
einem Lande, das ſeit 700 Jahren deutſch iſt. Die im freiwilligen 
Übergang zum Deutſchtum befindlichen Ostpreußen litauiſchen und 
majurifshen Volkstums Könnten durch überhaftetes und ſchematiſches 
Vorgehen vielleicht verwirrt und durch behördlichen Druck vielleicht 
jogar in eine Abwehrſtellung hineingedrängt werden. Wir haben 
Swang gar nicht nötig. Wünschenswert ift vielmehr nur, daß die 
2 8 50 dem vielfach vorhandenen Wunſche der Bevölkerung nach 
Verdeutſchung der Ortsnamen entgegenkommt. Dabei iſt eine Ande⸗ 
rung der altpreußiſchen Ortsnamen weder notwendig noch wünſchens⸗ 
wert, da aus ihnen niemand nationale Ansprüche herleiten kann. 


In den erften Jahren nach dem Kriege haben nur 
wenige Gemeinden Anträge auf Verleihung eines deutſchen Namens 
eftellt. Es dauerte eine gewiſſe Seit, bis das Bewußtſein der 
Andersartigkeit der Lage Oſtpreußens Jich auch in dieſer Beziehung 
durchgesetzt hatte. Auch die Behörden kamen keineswegs ſchnell zu 


der Erkenntnis, daß den Ortsnamen eine nationalpolitiſche Bedeutung 
zukäme; war doch z. B. der Allenſteiner Negierungspräſident, in deſſen 
Amtsbereich die meiſten Orie mit maſuriſchen Namen liegen, noch 
1925 der Anſicht, daß Ortsnamenverdeutſchungen „nur Etiketten- 
änderungen“ ſeien (0, die er nur ungern genehmige und nur deshalb, 
weil die Gemeinden die Ablehnung ihrer aus bewußt deutſcher Ge⸗ 
ſinnung geſtellten Anträge nicht verſtehen würden. Erſt von 19% 
an mehrten ſich dann die Anträge der Gemeinden, 
und immer häufiger kehrt in ihnen die Begründung wieder, daß die 
Gemeinde ihre deutſche Seſinnung auch durch die Wahl eines 
deutſchen Namens bezeugen wolle. So wurden 1926: 13, 1927: 19, 
1028: 82, 1929: 46, 1930: 41, 1951: 19 und 1932: 23 (insgefamt in 
ſieben Jahren 243) Ortsnamen verdeutſcht. Die auffallend hohe Sahl 
von 1928 iſt eine Auswirkung des Geſetzes vom 27, Dezember 1927 
über die Aufhebung der Gutsbezirke, das mit der Neuordnung der 
kommunalen Verhältuniſſe die Neigung zu Namensänderungen ver- 
ſtärkte. Die verhältnismäßig niedrigen Zahlen der anderen Jahre 
beweiſen, daß hier von Druck und Hajt keine Rede iſt; ſie bieten aber 
zugleich die Gewähr für ein weiteres Anhalten der Bewegung. 

uber die Art, in der die Verdeutſchungen vor ſich gingen, über 
die neuen Namen und die Grundſätze, nach denen lie gewählt worden 
ind, mag ein andermal näheres gejagt werden. Nur das ſei zum 
Schluß ausdrücklich noch einmal feſtgeſtellt: Wenn die Polen 
behaupten, daß die „preußiſchen Caufen“, wie fie ſie 
nennen, eine Vergewaltigung einer völkifhen 
Minderheit bedeuten, Jo iſt das gänzlich falſch. Das 
jorgfältige Studium aller Akten hat ergeben, daß der preußiſche 
Staat von dem ihm an ſich zuſtehenden Hoheitsrecht auf Verleihung 
von Ortsnamen niemals gegen den Willen einer Gemeinde Gebrauch 
gemacht (mit einer Ausnahme, und da handelte es ſich nicht darum, 
einer Gemeinde einen von ihr nicht gewünſchten Namen aufzudrängen, 
jondern darum, ihr den von ihr hartnäckig verteidigten Sufatz „König- 
lich“ zu ihrem Namen zu nehmen), daß vielmehr alle Ver- 
deutſchungen ausnahmslos auf Wunſch und Antrag 
der betr. Gemeinden zurückgeben. Seiblt in der Auf- 
klärung der Bevölkerung über die politiſche Bedeutung von Namens- 
änderungen haben ſich die Behörden die denkbar größte Zurückhaltung 
auferlegt. Hier könnte die Arbeit des Bundes Deutſcher 
Oſten einſetzen. Es wäre eine dankbare Aufgabe für ihn, in die 
Bevölkerung Oſtpreußens mehr, als es bisher geſchehen iſt, die Er- 
kenntnis hineinzutragen, daß es heute nicht mehr angängig iſt, daß 
deutſche Menſchen in Orten mit undeutſchen Namen wohnen. Es ſoll 
auch fernerhin kein Swang ausgeübt werden, das Gefühl der Pietät 
und die Achtung vor der Tradition ſollen gewiß nicht verletzt werden, 
aber auch hier muß das öntereſſe des Ganzen vor dem des Einzelnen 
Jteben. Die ſcheinbar nebenſächliche Frage nach der Sprache der 
Ortsnamen iſt heute bedeutſamer als je, und deshalb iſt auch dring— 
licher als früher die Forderung: Deutſeches Land, oll auch 
Wohnſtätten mit deutſchen Namen tragen. 

Dr. Fritz Gauſe, Königsberg. 


Der preußiſch⸗deulſche Standpunkt. 


Über dieſes Chema ſprach auf einer gemeinſamen Kund⸗ 
gebung des Bundes Deutſcher Often, der Hitler 
fugend und des Wandervogels Deutjber Bund 
am 9. September in Frankfurt a. O. Dipl.-Ing. Erich 
Rulke- Stankfurt a. O. 


Vor 20 Jahren ſtand noch unfer Neich auf der Höhe der Macht. 
Wir waren ein mächtig gewordenes Volk, deſſen Handels- und Kriegs- 
flagge auf der ganzen Erde Achtung genoß und Achtung einflößte. 
Was in dieſen 20 Jahren an geſchichtlichen Begebenheiten liegt, willen 


wir. Es ift der Sturz von der Höhe; denn es zeigte ſich, daß wir einem 


ernftlichen Schickſal als Volk doch nicht bis zuletzt gewachſen waren. 
Der Sturz in die politiſche Knebelung und Verfemung, in die wirt⸗ 
schaftliche Ausplünderung, in Arbeitslofigkeit und Elend. Wir haben 
das Gefühl: wir müſ len heute gan von vorne beginnen. 
Und wieder ſteht ein Volk da mit dem tiefen Sinnen, das deutſche 
Weſen wieder zur Kraft zu beben. Es iſt ein Sujammenfchluß eines 
Volkes erfolgt, das ich uun bewußt ſeine ihm durch die Geſchichte go⸗ 
zeichneten Aufgaben ſtellt: Aufgaben des Kampfes um die innere und 
äußere machtpolitiſche Stellung, Aufgaben der Erziehung zum groß⸗ 
deutschen Gedanken, Aufgaben der inneren Klärung und Seſtigung. 
Und wir willen, daß auch in der deutſchen Jugend ſich diefer Heiſt 
heute wieder zu bejinnen Jucht, in einer Jugend, die das deutſche Volk 
im Werden darſtellt. 5 ; 

Aber der deutſche Freiheitskampf, den wir um die innere und 
äußere Machtſtellung unferes Volkes zu führen haben, darf nicht nur 
gegen Elend und Hunger gehen; Jondern dahinter muß der Wille 
zur neuen poſitiven Gejtaltung ſtehen. Die Erneuerung 
muß zugleich auch das geſamte geistige Leben der Nation 
umfaſſen; ſie muß in Fühlung und Verbindung mit den geiſtigen Be⸗ 
wegungen der Geit ſtehen, die ſich im Politiſchen, Sthiſchen und Neli— 
giöſen vollziehen. . 25, 

Wir find nur ein kleines Glied in der Kette der Gefchlechter vor 
und nach uns und nur ein winziger Abſchnitt in der Geſchichte der 
Jahrhunderte. Indem wir aber an das ewige Reich Deutſcher 
Nation glauben, wiſſen wir um die Schwere unferer Verantwortung. 
Und darum willen wir, daß wir nicht beute und morgen am Ziele ſind, 
Jondern erſt übermorgen oder noch ſpäter. Wir empfangen unjere Auf- 


gaben aus der Tiefe einer Nation, die ewig iſt. Deshalb müſſen wir 
den Sinn unſerer Geſchichte ergründen, wenn wir unſeren Standort im 
Heute ſuchen. Ihn zu finden, ihn immer erneut zu erarbeiten, wird der 
Ausgang unjerer kommenden inneren Seſtigung Jein. 

Die Aufgabe ift das Neich. Der Weg dazu führt 
über Preußen. Denn jedes ſtaats politiſche Wollen für das 
Deutſche Reich bejaht ſchon das Preußiſche in ſich. 5 

Kaum eine Idee begegnet im eigenen Volle einer ſtärkeren Ab- 
lehnung und einer größeren Verſtändnisloſigkeit und Fremdheit, wie 
die preußiſche. Diefes arme, nüchterne, harte Preußen, das ſich groß- 
gehungert hatte, war vielen unheimlich. Denn allzu vielen fehlte es an 
geſchichtlichem Denken. Das Preußentum aber iſt nur aus ſeiner Ge⸗ 
schichte heraus zu verſtehen. Man empfand zu allen Seiten die un⸗ 
widerſtehliche Solgerichtigkeit des preußiſchen Anſpruchs als äußerſt 
unbequem, ſah aber nicht und wollte nicht ſehen, daß ſich dieſer Au- 
Jpruch aus der geſchichtlichen Aufgabe Preußens herleitete. Dieſe 
geſchichtliche Aufgabe iſt bis auf den heutigen Tag dieſelbe geblieben. 
Sie iſt Preußen vom Schickfal zugewieſen, und es hat gar nicht 
die Möglichkeit, ſich ihr zu entziehen. Preußen konnte ſeiner 
geſchichtlichen Mijfion nur gerecht werden, wenn 
es bei der offenen Lage ſeiner Greuzenalle eigenen 
Kräfte rückfichtslos zufammenfaßte und darüber 
hinaus auch andere deutſche Kräfte miteinſpannte. 
Dieſe Notwendigkeit wurde von den Hohenzollern klar erkannt und 
der preußiſche Staat iſt ihr unbeſtrittenes Werk. Dem Staate zu 
dienen, der ſelbſt in einem höheren Dienft ſtand, das war die Jelbjtver- 
jtändliche Pflicht und Schuldigkeit des preußiſchen Untertanen, und nicht 
nur der Untertanen, ſondern auch des Königs. Das Wort: „Ich bin 
der erſte Diener des Staates“ ilt der klaſſiſche Ausdruck der 
preußiſchen ödee. Führertum und Volk wuchſen hier in den Jahr- 
hunderten innerlich und äußerlich an ihrer Aufgabe. Auf dieſem preußi- 
ſchen Boden entwickelten ſich die größten politiſchen Köpfe, die Deutſch⸗ 
land in diefer Zeit überhaupt hervorgebracht hat, der Große Kurfürſt 
Friedrich Wilhelm J., Friedrich der Große, Bismarck. Und aus dieſem 
Erdreich wuchſen die fruchtbarſten philoſophiſchen Gedanken eines 
Kant, Fichte und Hegel. Die Hingabe an das Ganze, das Surück- 
ſtellen des eigenen Ich, das iſt der kategoriſche Imperativ des Preußen 
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tums. Spengler jagt einmal: „Dienen und Gehorchen, das ijt alt» 
preußilcher Stil.“ 

Der preußiſche Staat hat Jeine Wurzeln im Ko- 
lonialland; er ſtellt eine Berſchmelzung zweier Kolo⸗ 
nijationen dar, derjenigen der Mark Brandenburg und derjenigen 
des Preußenlandes. Der preußiſche Staat iſt der Jiht- 
bare Ausdruck der mittelalterlichen Siedlungs- 
bewegung, er iſt die Sroßtat des deutſchen Volkes 
aus jener Seit überhaupt. Der Weg des Staatsweſens iſt 
nur allzugut bekannt. In Preußen ſiedelte der zum Ritterorden um⸗ 
gestaltete Deutſchorden und wurde ein geiſttiches Staatsweſen, deſſen 
Hoheitsſitz die Marienburg wurde, der gewaltigſte Profanbau im 
gotiſchen Stil. Dieſes geiſtliche Staatsweſen einer Nitterjchaft, das 
zur Seit feiner Blüte im 14. Jahrhundert von keinem anderen über- 
troffen wurde, zeichnete ſich aus durch ſtrenge Organifation der Ver- 
waltung, unbedingten Gehorjam, ſtrengſte Sucht, Suverlälligkeit feiner 
dienenden Glieder und aufopfernde Treue. Hier wurde ſchon im 
13. und 14. Jahrhundert der Preuße geboren. 

Aus dieſen beiden Kolonialländern entſtand der preußiſche Staat, 
der zwar im Sinne des Blutes und der Naſſe kein einheitliches Volk 
aufwies, deſſen Bewohner aber verſtanden, eine einheitliche großartige 
Staatenorganiſation aufzuziehen. Die Zuftände vor dem Herrſchen des 
Großen Kurfürsten und bei ſeinem Code ſind ein glänzendes Beiſpiel 
vornehmer, zum Wohl der Staatsidee angewandter Regierungskunft. 
Friedrich Wilhelm I., der tupiſche Vertreter des königlichen Abjolutis> 
mus, nützte die ganze Fülle ſeiner Herrſchergewalt für ſein Volk aus. 
„ch ſtabiliere die ſouveraineté und ſetze die Krone feſt wie ein Nocher 
de dronze.“ Sein Sohn, der Große Friedrich, zwang in aufgeklärter 
Deſpotie dem Lande Wohltaten auf und gewährte ſeinen Untertanen 
das höchſte Maß perſönlicher und geiſtiger Freiheit. Das Staats 
intereſſe Preußens ſtand aber für alle drei Herrſcher höher als das 
perfönliche öntereſſe der Preußen. 

Von dieſem Oreigeſtirn am Himmel des Preußentums, dem 
Großen Kurfürsten, dem Soldatenkönig, und dem Alten Fritz, wurde 
die Schöpfung des preußiſchen Staates als einer politiſchen Macht im 
Leben der Völker durchgebildet und beendet. Die Grundfeſte dieſer 
politiſchen Macht waren: 

ein ſtarkes Fürſtentum als erſten Staatsdiener, 

ein zuchtvolles Heer mit vorbildlichen Führern, 

ein zuverläfliges Beamtentum mit ausgeprägtem Gerechtigkeitsſinn, 

eine ſtraffe Organijation von unvergleichlicher Ordnung, 

eine weitgehende Duldung in den Dingen der Religion, Kunſt und 

ref.. 
Die Inhaber diefer politiſchen Macht dienten im wahrſten Sinne dieſen 
Worten: 

unausgeſetzte Arbeit zum Beſten des Volk swohles, 

klares Erkennen der jeweils nötigen Aufgaben, 

Hintanſtellung jeder Sonderintereſſen, 

Voranſtellung der Pflichten, 

Gehorſam und Manneszuchtforderung bis zur Selbstaufgabe. 

Das waren Dinge und Eigenſchaften, die fie allerdings forderten, aber 

auch Jelbft erfüllten. Sie dienten mit in Reih und Glied! Alles 

was Preußen beſaß, hattees lich im jahrhunderte⸗ 

langen Mühen erarbeitet, es hatte nicht geerbt, 

denn es war Kolonialmacht. Die Preußen waren Arbeiter: 
eiſerner Ernſt und weitgehendſte Umſicht lagen in ihrem Weſen, 
arbeitswillig und anpaſſungsfähig waren ſie, 

ſie konnten ſich einer Sache mit Leib und Seele hingeben, 

meijterten eigenhinnig und Jah Pflug und Schwert in ener Nüch⸗ 

ternheit, die bis jur Genialität ſtieg. 
Diefes Preußen hatte Zucht! Dieſes Preußen hatte Haltung Dieſes 
Preußen trug das männliche Prinzip Deutschlands! Dieſes Preußen 
entwickelte den nordiſchſten Zug im deutſchen Weſen. 

Verſuchen wir noch kurz nach dieſer geſchichtlichen §eſtlegung der 
Staatswerdung die Goſtalt des preußiſchen Menſchen in feiner Sen⸗ 
dung zu erfallen. Ich zitiere hier Niekiſch aus ſeinem Buche: 
„Entſcheidung“: 

„Der preußiſche Menſch iſt kein Kind des Glücks; fandig, Jumpfig 
und unfruchtbar iſt ſein Boden, rauh und neblig Jein Klima; ge- 
fahrenreich ſeine Lage; inmitten zahlreicher, mächtiger und raub⸗ 
luſtiger Nachbarn hat er ſich zu behaupten. Er hat immer ſchwerſte 
Aufgaben zu löſen; es genügt nicht. daß er ſich auslebt; er muß 
immer fein Höchſtes leiſten. Über feinem Dafein ſteht der dauernde 
Swang zur Leiſtung. Es bat Jeine tiefe Bedeutung, daß Preußen 
nicht eine uralte gemwachfene, im Dunkel herangereifte Gründung ift; 
es entſtand im Lichte der Geſchichte wider alle Erwartung und Wahr- 
scheinlichkeit. Wir riechen den Schweiß, der an diefem Werke klebt, 
und ſehen ſtets die ſtraffgeſpannten Muskeln ſeiner Schöpfer. Das 
preußiſche: „ich dien“ führt unmittelbar zum Kern des Staatsgedan⸗ 
kens. Der Pflichtbegriff iſt der ſtärkſte Pfeiler der Exiſtenz 
Preußens. Man muß ſich ſittlicher Zucht beugen, um Preuße zu 
ſein; man ift es nicht aus Gründen freiwaltender Natur. Serfällt 
die Pflichthaltung, dann zerfällt auch ſogleich Preußen. Wo man 
leichtfertig, üppig, unbeſchwert lebt, da ift man nicht mehr Preuße. 
(Dem Preußiſchen lacht nicht die Sonne des Südens; in schweren 
Ernſt und in rauhe Luft iſt es getaucht.) Als Preuße muß man 
au zum Wagnis bereit fein; man Jetzt ſich ein, ohne an ſich zu 
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Daher ift das Preußiſche ein weſentlich Politifches. Man 
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jteht als Preuße immer auf dem Sprung, ſich Jelbft zu behaupten. 

Man liebt das ſchwere Daſein und pflegt die wann lichen oe 

Für Kunſt und ziviliſatoriſche Liebhabereien hat man nicht Jehr viel 

übrig. Ein Leben unter dem Auge eines ſolchen Schickfals iſt immer 

ein Daſein voll heroiſcher Spannung. Sitte, Tradition und Ehre 
lind Jeine höchſten Maßſtäbe. Es iſt vor dem preußischen Geſichts⸗ 
punkt lebensnotwendig, Ehre zu haben, es ift nicht lebensnotwendig, 
reich zu ſein. Man vergißt nie, daß man lich großgehungert hat, 

Preußische Einfachheit, Sparſamkeit und Primitivität find Nach- 

klänge dieſes Weſens.“ 
Soweit Niekiſchl 

Gehen wir nun nach Seſtlegung der preußischen Geſchichtsentwick⸗ 
lung und nach der Wertung des in der oſtdeutſchen Landschaft ver⸗ 
wurzelten preußiſchen Menschen jum geſamtdeutſchen Standpunkt 
über. Wir müſſen für unferes Reiches Zukunft eine Geſchichtsauf⸗ 
faſſung gewinnen, die nicht nur getragen wird von der Spanne ein 
oder zweier Jahrhunderte, ſondern von der Sanzheit des Deutſchtums 
überhaupt. Wir miffen dabei über die brandenburgiſch⸗preußiſche 
Tradition hinweg die ganze tausendjährige Geschichte des Reiches er⸗ 
kennen lernen. Wir müſſen, wollen wir den Wuchs des ganzen 
Baumes verſtehen, immer wieder mit den Wurzeln beginnen. 

Im großen Heiligen Römiſchen Neich Deutſcher Nation erfüllt 
Deutſchland zuerſt Jeine große Sendung als Reich der Mitte. Jedoch 
dem Einfluß von Nom im Vernichtungswillen des Papſttums gegen 
den Norden ift das deutſche Kaiſertum unterlegen. Die verhängnisvolle 
Sehlentſcheidung der Südorientierung trug den Gedanken des erſten 
deutſchen Kaiſerreiches zu Grabe. Der Dom zu Palermo, wo der 
Sarkophag Heinrich VI. heute noch den Beſucher bannt, und der ſagen⸗ 
hafte Kyuffhäuſer haben die letzte Erinnerung an die mittelalterliche 
Reichsgründung bewahrt. Und es ift nur wieder gut, daß die deutſche 
Neſtbevölkerung, in der das alte Reichsbemußtfein nur noch ſchwach 
vorhanden war, während der 500 Jahre Verfall unter der Einwirkung 
der brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichte geſtanden hat. Von hier 
aus hat ſich die deutſche Wiederſtandskraft aufgereckt. Hier liegt die 
große geſchichtliche Aufgabe Preußens für das geſamte Reich, der 
verlorengegangenen Reichsidee wieder Wirklichkeitsnähe geſchenkt zu 
haben. Mit der Schlacht von Hohenfriedberg gab es wieder in 
Deutſchland eine Macht, die, wie die Zeitgenoffen Jagten, die Bewun⸗ 
derung von ganz Europa erregte und die in ſieben Kriegsjahren ihre 
Unerſchütterlichkeit behauptet. Nach der Schlacht von Noßbach aber, 
in der die Preußen die Franzoſen ſchlugen, ging ein Jubel durch das 
ganze Deutſchland. Man wußte, was ſchon lange Tatſache war, es 
agb. nur eiue. Kraft., die. die. Verwirklichung, des. neuen. Reiches. br iuoęn. 
konnte: Preußen. 

So war dem Deutjchtum, das in politiſcher Ohnmacht dem Schickjal 
der Griechen entgegenzugehen drohte, in Preußen die politiſche Kraft 
entſtanden, die es emporriß. Preußen ſetzte ſich wieder in Führung 
für die deutſche Nation, und das preußische Heer brachte dem deut⸗ 
ſchen Volke wieder die Wehrhaftigkeit, die einſt die Grundlage des 
Reiches der deutſchen Nation geweſen iſt. — Bismarck ſprach das 
Wort von Blut und Sifen und das neue Reich entſtand weder auf 
dem Wiener Kongreß, noch in der Paulskirche zu Frankfurt. ſondern 
auf den Gefilden Frankreichs, wo der preußiſche König perjönlich in 
der blutigſten der Schlachten, bei St. Privat und Gravelotte, den Ober- 
befehl führte. 

Nun wagen wir den Ausblick auf die Gegenwart des Deutſchen 
Reiches. Wir erlebten 1018 den ſchmählichen Zufammenbruh und 
1919 den noch ſchändlicheren Friedensbertrag. Auf das Preußentum 
hatten unfere Feinde im aroßen Völkerringen ihre ganze Kraft ge⸗ 

richtet, man wollte den preußiſchen Militarismus bekämpfen und traf 

darin Deutſchland und, als dieſes Rückgrat krachte, ſank auch die 

Sahne des Sweiten Reiches. Das Deutſchland, das in das Weltbild 

von Verſailles eingebettet iſt, reckt ſeine verkrampften Glieder und 

Jucht fein Ebenbild in dem Deutſchland der kaiſerloſen, der ſchrecklichen 

Seit. Beiden it die Macht jerbrochen worden, aber beide haben ſie 

Stärke und Erneuerungskraft bewahrt. Beiden iſt die Krone ge⸗ 

nommen worden, aber das Reich erhalten geblieben. 

Unendlich reich iſt die Mannigfaltigkeit des deutſchen Weſens 
Ein jeder Stamm hat feine eigenen herrlichen Wurzeln ier er 
Wir bleiben das Voll der Denker und Dichter und Mufiker. Der 
Deutfche ift der fauſtiſche Menſch, der immer wieder zu den Müttern 
hinabſteigen muß; aber er ift auch oftmals der unpolitiſche. er bedarf 
immer wieder eines beſonderen Antriebes, einer ſtraffen Führung, um 
zur Entfaltung zu gelangen. 

Die Geburtsſtunde des Dritten Reiches hat geſchlagen. Keine Ver⸗ 
träumtheit darf geduldet werden; den Blick für das Tatjächliche gilt es 
zu ſchärfen. Und wir werden zum Neubau unſeres Reiches auf die 
Härte des Dienſtes zurückzugreifen haben, die einſtmals im Preuß entum 
den Weg für Oeutſchland freimachte. 

Preußisch iſt: Befehlen und gehorchen können. Preußiſch ift: Ent⸗ 
Schluß, Tat, Führerwille. Preußentum iſt immer noch eine lebens⸗ 
fähige, zu erfüllende deutſche Idee, immer noch ein ehernes Prinzip, 
dem zu leben die Bolten nicht gut genug ſindl 8 

Was auch auf uns als Voſksgemeinſchaft warten mag an Kämpfen 
und Opfern, ſelbſt an Opfern von Leben und Blut, die gefordert wer⸗ 
den können: ſie werden alle dazu führen, daß das deutſche Volk gefunde 
an Leib und Seele und bereitet werde, einem Neuen zu dienen, das 
ſich, jo hoffen wir, allem Schten überwältigend offenbaren wird in 
einer Neugeburt von Geſinnung und Cat. 
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Der polniſche Aufſtand in Polen, 
18. Fortſetzung. Von Hermann Piſchke. 


„Gegenwärtig betreibt man von reaktionärer Seite, und zwar be⸗ 
jonders von ſeilen der Leute her, die das deutſche Volk beſtändig 
gegen das polniſche aufgehetzt haben, eine zielbewußte Agitation, um 
das deutſche Volk auch weiterhin gegen die Polen aufzuwiegeln. 

Aus dieſer Quelle ſtammen alle Meldungen, die in den letzten 
Tagen die deutſche Preſſe über Gemwalttätigkeiten von Legionären und 
von zurückkehrenden polniſchen Soldaten gebracht hat. 

Der Poſener Arbeiter- und Soldatenrat hat ſich davon überzeugt, 
de dieſe Meldungen, und zwar alle ohne Ausnahme, erdichtet 
wurden. 

Wir ſtellen feſt, daß im polniſchen Often überall Ruhe herrſcht und 
daß der vorübergehend aufgehaltene Wirtſchaftsbetrieb mit unſerem 
Beiftande in Ordnung gebracht wird. 

urch die Maßnahmen, die die deutſche Regierung auf Grund der 
Geitungsmeldungen zum Swecke des Schaffens eines Schutzes der Oft- 
grenzen bejchloffen hat, iſt die Aufrechterhaltung von Ruhe und 
Ordnung ſowie die regelmäßige Verſorgung des Weſtens gegenwärtig 
von neuem in Frage geſtellt. Es iſt überflüfſig, dieſen Hrenzſchutz einer 
neu zu bildenden ſtarken Armee anzuverkrauen, da die Grenzen über⸗ 
haupt nicht bedroht find. Zum Beweiſe fügen wir die Erklärung des 
Pojener Volksrates bei. 

Die Abjicht der deutſchen Regierung, eine neue Armee nach dem 
Often zu ſchicken, hat das polnifche Volk im höchften Grade be- 
unruhigt, weil es darin lediglich den Anfang einer neuen Politik der 
Sauft erblickt, die unter dem Vorwand des Schutzes der Grenzen die 
freiheitlichen Regungen der polniſchen Volksseele erjticken und die 
Vereinigung des polniſchen Volkes unmöglich machen möchte. 

Wir proteſtieren gegen die geplante Vergewaltigung unjerer Nation 
und erklären kategorisch, daß wir gegen alle Attentate auf die Freiheit 
unserer Nation geſchloffen auftreten werden. 5 

200000 Söhne unſeres Volkes Jind in den deutſchen Neihen ge- 
fallen, der Neſt der Männer im militärpflichtigen Alter befindet Jich 
zum größeren Teile noch im deutschen Heer. 

Wir wollen der Macht nicht Macht entgegenſtellen. Wehrlos 
Ichauen wir dreift in die Zukunft im Vertrauen auf unſere gute Sache. 

Im Namen der im Bereich von Deutjchland wohnenden vier 
Millionen Polen haben wir uns an den Herren Präſidenten der 
Vereinigten Staaten und die mit ihm verbündeten Staaten gewendet, 
mit der Bitte um Beiſtand und Hut für unſer polniſches Volk. Wir 
find abſolut deffen gewiß, daß der Herr Präfident und feine Bundes- 
genoſſen einem wehrloſen Volke die Unterſtützung nicht verſagen 
werden. 

Wir halten es für unſere Pflicht, die deutſche Gentralregierung 
von Obigem in Kenntnis ju ſetzen. 

gez. Geistlicher St. Adamjki. Adam Poſzwinſki.“ 


Die Eingabe ift darauf berechnet, zu täujchen. Sonft klingt fie aber 
eben der Unentjchiedenheit der Reichsregierung wie ee Stahl 
neben roſtigem Blech. In dem Schlußteil iſt fie eine nicht mehr zu 
überbietende Unverſchämtheit. Die Abſicht der Loslöſung Pofens 
wird, wenn auch umſchrieben, ausgeſprochen. In dieſe Stimmung und 
dieſe Geſchehniſſe hinein fällt der Beſuch Gerlachs. Er fand vor: die 
Poſener Behörden, die ihre Macht völlig verloren hatten, den Poſener 
A.- und $.-Xat, der ganz unter dem Einfluß der Polen ſtand. hatte 
hinter ſich eine Regierung, die in unentſchiedenem Lawieren die Er- 
eigniffe hinzuhalten lachte und vor ſich die polniſche Organisation, die 
vollig bedenkenlos die polniſche Erhebung vorwärts trieb. Genug auch 
für einen erfahrenen Staatsmann. Bei dem Charakter Gerlachs mußte 
man feinem Kommen von vornherein mit Sorge entgegenfehen. 

Von Gerlach in Pojen* Der Vorſtand des Deutſchen 
Volks rates war am 18. November zu einer Sitzung zufammengetreten. 
Da überbrachte der Vorſitzende die Mitteilung, daß von Gerlach am 
morgerden Cage käme, um im Auftrage der Regierung zu verhandeln. 
Bis dahin hatte man bei allen offiziellen Beſprechungen den Deutſchen 
Volksrat abſichtlich überſehen. Man wollte eben die Meinung auf- 
rechterhalten, als jei der A.- und S. Nat zur Wahrung der deut⸗ 
ſchen öntereſſen berufen, und die Deutſchen hätten an ihm genug. 
Dagegen war der polniſche Oberſte Volksrat benachrichtigt. Diefe 
Zurückfetzung wollte ji der Deutſche Volksrat nicht gefallen laſſen. 
Er beſchloß einftimmig, den Vorſitzenden zu beauftragen, ſich Jofort 
bei von Gerlach anzumelden und ihm in einer Swieſprache die Be- 
Ichwerden und die Wünſche der Deutſchen vorzutragen. . 
Von Gerlach kam wie angekündigt. Die Führer der Polen hängten 
lich ſofort an ihn. Beſprechungen bei dem Oberpräſidenten und dem 
Negierungspräſidenten folgten. Wir find über ſie nicht unterrichtet. 
Wahrſcheinlich beſtehen über die Verhandlungen amtliche Nieder- 
ſchriften. Sie ſind heute jedenfalls in den Händen der Polen. Über 
die Unterredung ſind damals meines Willens der Öffentlichkeit gegen- 
über keine Mitteilungen gemacht worden. Swiſchen den Anter⸗ 
redungen gelang es dem Vorſitzenden des Deutſchen Volksrates, Herrn 
Bankdirektor Houtermanns. Gerlach zu ſprechen. Das Geſpräch fand 
im Beiſein mehrerer polnischer Herren ſtatt. Von Gerlach ſchien gar 
keine Zeit für ihn übrig zu haben. Da redete ihn der Vorſitzende des 
Deutſchen Volksrates an: „Herr Staatsfekretär, haben Sie denn kein 
Wort für mich? Ich ſtehe hier im Namen einer Jehr ſtarken dautſchen 


) Gerlach iſt nicht, wie verſehentlich in der letzten Fortſetzun ahnt 
wurde, erſt 1925, ſondern ſchon im März 1919 aus dem Dienft aulgeſchle zen. 
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dächtnis wieder, 


EE 


Gemeinde von mindeſtens 70 odo Deutſchen. Sch bin beauftragt, Ihnen 
unſere Wünſche und unfere Beforgnifje für die Zukunft Poſens ror- 
zutragen.“ Da wandte ſich Hello von Gerlach ihm zu und ſprach mit 
einer leichten Handbewegung wörtlich: „Wir haben kein Intereſſe mehr 
an Poſen, als das einer Lieferungsprovinz, und das auch nur auf 
kurze Seit.“ Damit war die Unterredung abgeſchnitten und brach nach 
einigen Bemerkungen ab. Ich gebe dieſe Harſtellung aus dem Ge- 
Sch war dabei, als Herr Houtermanns im Vorſtande 
des Deutſchen Volksrates den Bericht gab. Er iſt mir feſt im Se- 
dächtnis geblieben. Die Worte Gerlachs löſten allgemeines En ſetzen 
aus. Ich habe fie mir ſofort eingeprägt und ſeitdem hundertfach in 
Wort und Schrift benutzt, ohne daß ein Widerſpruch gekommen iſt. 
Die Catſache dieſer Außerung in dem gegebenen Sinne und in dem 
angeführten Wortlaut ſteht alſo feſt. Übrigens lebt der damalige 
Vorſitzende des Deutſchen Volksrates noch und könnte dieſe Seſt⸗ 
ſtellung nur beſtätigen. Sie iſt zugleich die klarſte und ſchärfſte 
Sormulierung der Gerlachſchen Anſchauung über die Provinz Poſen. 
Sie kennzeichnet am beſten den Geiſt, der ihn in der Beſprechung 
leitete. Sie blickt aber auch aus allen übrigen Verlautbarungen her- 
aus. Wo war alſo der Auftrag an Gerlach geblieben? Er hatte ihn 
entweder gar nicht aufgenommen oder ſofort totgeſchlagen. 

An demſelben Tage fand in dem Nathauſe zu Poſen auch eine 
Beſprechung mit dem A.- und S.-Nate ſtatt. Auch an dieſer Sitzung 
nahm der Vorſitzende des Deutſchen Volksrates teil. Die Tages- 
ordnung war ziemlich reichhaltig. Von Gerlach behandelle dort die 
Sujtändigkeit der A.- und S.-Räte, die Frage der Abſetzung von 
Beamten, die Jahlungsfrage an Körperſchaften und Formationen uſw. 
ber die eigentliche politiſche Seite der Verhandlung erſchien im 
„Poſener Tageblatt“ Nr. 54s ein Bericht. Darin iſt eine Erklärung 
von Gerlachs enthalten. Sie heißt in ihrem Wortlaute wie folgt: 

„Wir ſind in Berlin überhäuft worden mit Nachrichten aller- 
beunruhigendſter Art. Die Polenfrage iſt die Frage der Zukunft, 
Sie ift weder eine deutſche, noch eine polnische, Sondern eine inter- 
nationale Frage. Alle internationalen Fragen werden vom Friedens- 
kongreß entſchieden werden. Das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker 
ſoll in keiner Weiſe vergewaltigt werden. Die Bildung des Heimat- 
ſchutz Oſt iſt nicht glücklich geweſen. Er braucht überhaupt nicht 
organiſiert zu werden. In den erſten Tagen ſind wohl einzelne Banden 
eingedrungen. Es iſt darum wohl möglich geweſen, daß auch polniſche 
Vauern und Belitzer das Intereſſe hatten, geſchützt zu werden. Heute 
möchte er wien, ob man hier den „Heimatſchutz Oft“ überhaupt für 
notwendig halte?“ 

Diefe Erklärung zeigt die ganze Sinnesperwirrung von Gerlachs. 
Als Vertreter der preußiſchen Regierung erklärt er ihre Unzuſtändig⸗ 
keit in der polniſchen Frage. Sie iſt ihm eine Frage der Friedens- 
konferenz. Dabei konnte niemand in der Welt an der Entſcheidung 
über das Pofſener Gebiet, das hier allein in Frage ſtand, einen 
ſtärkeren Anteil haben, alſo eine größere Zuftändigkeit beanspruchen, 
als die preußiſche Regierung. Den Heimalſchutz Oft (Srenzſchutz Oft) 
lehnte er ab und fragt dann, ob ihn der A.- und S.-Nat überhaupt 
für notwendig halte. Tappfiger konnte auch ein Kamel nicht in den 
Porzellanladen kommen. Über die Antwort konnte in dieſer Ver- 
ſammlung kein Sweifel ſein. Das war das Ergebnis der Sendung 
Gerlachs. Kein Diplomatenftück. Erſt recht kein Charakterftück. Am 
wenigſten war der Auftrag der Regierung erfüllt, die eine gründliche 
Erkundigung wollte. Gerlach kam mit vorgefaßter Meinung und fuhr 
mit allen Segeln den Polen in das Garn. Nach dem mündlichen 
Berichte von der Beſprechung ſchien er noch recht ſtolz auf ſeine 
Leiſtung zu fein. Die Deutfchen Jahen dieſe Art als einen offenen 
Verrat ihrer vaterländiſchen Interefſen an. Von diefer Stunde datiert 
die abgrundtiefe Verachtung, die jeder Oſtmärker ihm gegenüber zeigt. 

Das Nach fpiel. Am 20. November fand in Pojen eine Cagung 
der A.- und S.-Näte aus der Provinz ſtatt. Auf ihr wurde die 
Erklärung Gerlahs im Wortlaute verleſen. Es erhoben ſich Stimmen 
gegen die Auffajfung des Staatsſekretärs. Aus der Verſammlung 
wurde darauf hingewieſen, daß die Alarmnachrichten wohl berechtigt 
waren und auf bekannte Fälle verwieſen. Ebenſo wurde bedauert, 
daß der Grenzſchutz Oft aufgegeben ſei. Als die Stimmung Boden 
faffen wollte, nahm das Mitglied des A.- und S.-Nates, der Pole 
Dr. Marchlewſki, der an den Verhandlungen im Kriegsminiſterium 
am 18. November teilgenommen hatte, das Wort. Er verwies die 
Berichte von der Bedrohung der Deutſchen durch Polen in das Rei) 
der Lüge. Die Verleumdungen würden nur ausgeſtreut, damit die 
Neaktionäre wieder zur Herrſchaft kämen. Der Heimatſchutz Jei un- 
nötig, denn die A.- und S.-Räte gewährleiſteten die Sicherheit von 
Gut und Leben aller Bewohner. Er ſei auch gefährlich, denn er 
würde Anlaß zu Blutvergießen geben. Er fand mit ſeinen Aus⸗ 
führungen die Suſtimmung der Mehrheit. Zum Schluſſe wurde von 
der Verſammlung eine Entſchließung angenommen, die wörilich heißt: 

„Die am 20. November im Rathauſe zu Poſen verfammelien 
Delegierten der A.- und S.-Näte der Provinz beſchließen: Die Neichs⸗ 
regierung wird erfucht, die unter der Bezeichnung Heimatſchutz Oft‘ 
geplanten Maßnahmen unverzüglich rückgängig zu machen, da fie ge- 
eignet ſind, Ruhe und Frieden in der Provinz aufs ſchwerſte zu 
gefährden. Die A.- und S.-Räte in der Provinz Poſen ſind durchaus 
in der Lage, in einmütigem Zujammenmirken der bodenſtändigen deut⸗ 
ſchen, polniſchen und jüdiſchen Soldaten und der übrigen Bevölkerung 
den vollen Schutz an den Grenzen und im Innern der Provinz zu über⸗ 
nehmen. Die A.- und S. -Näte der Provinz Poſen erklären für 
den ganzen Umfang ihres Wirkens den Grundfatz der Gleichberechti⸗ 
gung der Nationalitäten. Nationale Streitigkeiten dürfen in den 
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A.- und S.-Väten keinen Naum finden, Vertreter nationaler Minder= 
heiten dürfen aus ihnen nicht verdrängt werden. Die A.⸗ und S.-Räte 
gewähren jeder Nationalität die Freiheit des Wortes und des Ver— 
fammlungsrechtes. Sie werden ſich aller Orten für den Schutz der 
nationalen Alinderheiten nachdrücklichſt einſetzen.“ 

Die polniſche Auffajlung hatte ſich alſo in der revolutionären Ver- 
waltung durchgeſetzt. Die Gegenſtrömung konnte nicht mehr auf- 
kommen. 

Die Entſchließung wurde allen Stellen der Regierung in Pojen 
und Berlin zugeſchickt und in der Preſſe verbreitet. Nichtsdeſto⸗ 
weniger hat der Polniſche Volksrat ſich ſchon am 21. November noch 
einmal in einem Telegramm an Herrn von Gerlach gewandt. Es iſt 
nicht veröffentlicht worden. Aus der Antwort vom 23. November iſt 
aber erſichtlich, daß die Polen noch einmal einen Vorſtoß gegen die 
Aufſtellung des Heimatſchutzes und die Entſendung von weſtlichen 
Truppen nach Pofen unternommen hatten. Die Antwort heißt wört⸗ 
lich: „Im Auftrage des Staatsminiſteriums erwidere ich vom 21. No- 
vember, daß im Einverſtändnis mit den oberſten Militär- und Sivil- 
behörden Pofens die Entjendung von Truppen aus dem Weſten unter- 
blieben iſt. Die endgültige Regelung des Heimatſchutzes ſoll in ſpäteſtens 
zwei Tagen im Einverſtändnis mit der Reichsregierung erfolgen. Eine 
frühere Entscheidung iſt durch Dienſtreiſe Haaſes nach Oberſchleſien 
verhindert.“ Die Polen haben alſo ein förmliches Trommelfeuer auf 
den geplanten Grenzſchutz eröffnet. Schon das allein hätte der 
Regierung die Augen öffnen müſſen. Sie wollte aber nichts Jehen. 

Noch einmal hat von Gerlach in digfen Tagen zu den Poſener 
Vorgängen das Wort genommen. Er hatte dem Vertreter des 
Wolffſchen Telegraphenbüros eine Unterredung gewährt, die durch die 
Preſſe verbreitet wurde. Sie läßt die Auffajlung und Geſinnung 
Gerlachs wiederum deutlich erkennen. Sie hat folgenden Wortlaut: 

„Ich bin im Auftrage des Staatsminiſteriums wegen der beun— 
ruhigenden Nachrichten, die aus der Provinz Pojen gekommen waren, 
am 19. November nach Poſen gefahren. Auf Grund der Feſtſtellungen, 
die ich, bei den deutſchen Behörden dort ebenſo wie bei den polnischen 
Orgenifationen und den gemeinſamen Körperschaften getroffen habe, 
iſt zu ſagen, daß glücklicherweiſe die Situation erheblich günſtiger iſt, 
als bisher vielfach nach den Meldungen in der deutſchen Preſſe zu 
ſchließen war. 

In den erſten Tagen nach dem 9. November [ind allerdings an ver- 
schiedenen Stellen, namentlich an der Grenze, gewiſſe Ausſchreitungen 
vorgekommen. Sie haben jedoch nirgends einen bedrohlichen Umfang 
angenommen oder längere Seit gedauert. Durch gütliche Verhand⸗ 
lungen ift es in den meiſten Sällen gelungen, die Ordnung wieder her- 
zuſtellen. So find in vielen Fällen willkürlich abgejettte Beamte 
wieder eingeſetzt und den Grenzjollbeamten abgenommene Waffen 
wieder zugejtellt worden. Seit dem 13. November iſt von Unruhe über— 
haupt nichts mehr zu melden. 

Die Tätigkeit der A.- und S.-Näte vollzieht ſich in den meiſten 
Orten ordnungsgemäß und dient zur Beruhigung der Bevölkerung. 
Die A.- und S.-Näte arbeiten auf paritätiſcher Grundlage. Infolge 
der Überzahl der Polen wie ihrer größeren politiſchen Aktivität üiber⸗ 
wiegen allerdings der Sahl nach in den meiſten Räten die Polen. 
Doch kann im allgemeinen gerade in dieſen Näten ein harmoniſches 
Zusammenarbeiten beider Nationalitäten feſtgeſtellt werden. 

Die Lebensmittelausfuhr nach dem Weſten iſt nur vorübergehend 
in einzelnen Fällen ins Stocken geraten. Der polniſche Volksrat hat 
in einem Aufruf die polnischen Landwirte aufgefordert, ihren Liefer⸗ 
pflichten nachzukommen. Bei der unbedingten Autorität, die der 
Volksrat den Polen gegenüber beſitzt, iſt anzunehmen, daß dieler Auf⸗ 
forderung entſprochen wird. 

Die Befürchtung, daß ſchon jetzt die Polen den Beſchlüſſen des 
Friedenskongreſſes vorgreifen würden, erjcheint unbegründet. In 
feinem Aufruf vom 15. d. M. erklärt der Polniſche Volksrat aus- 
drücklich, daß der Friedenskongreß die Weſtgrenze Polens feſt— 
zuſetzen habe. 

Sum 3. Dezember hat der polniſche Volksrat Wahlen zu einem 
„Ceiigebietslandtage“ ausgeſchrieben. Dieſe Wahlen ſollen dem Volks- 
rat, der bisher kein ausdrückliches Mandat der polniſchen Bevölkerung 
beſitzt, ein ſolches beſchaffen. Sie beziehen ſich nicht auf beſtimmte 
Gebietsteile, ſondern auf alle in Deutschland wohnenden Polen, ſoweit 
fie in polniſchen Vereinen organiſiert find. Der Zweck des „Ceil— 
e ijt es nicht, vorzeitige ſtaatsrechtliche Entſcheidungen 
zu treffen. 5 

Das Mißtrauen der Polen gegen die Deutſchen iſt unleugbar groß. 
Sie haben 3. B. die Veröffentlichung, wonach die bestehenden Geſetze 
vorläufig in Kraft bleiben Jollen, dahin aufgefaßt, daß auch alle anti= 
polniſchen Geſetze weiter gehandhabt werden follen. Jede Maßnahme 
der Regierung, die dieſe irrige Auffajfung durch die Cat widerlegt, 
wird außerordentlich beruhigend auf die Stimmung der Polen wirken. 

Im allgemeinen iſt der Eindruck feſtzuſtellen, daß die Polen ſich 
jchon jetzt voll verantwortlich für die Juſtände in den überwiegend 
von Polen bewohnten Landeskeilen fühlen. Sie bemühen ſich deshalb, 
die Ruhe aufrechtzuerhalten und die Verſorgung nach dem Wejten 
nicht zu unterbinden.“ 

ir laſen dieſe Verlautbarung in Poſen mit größtem Staunen 
und mit Entrüſtung. Wir glaubten in ihr die Äußerung eines ge- 
wijfenlofen polniſchen Agenten zu vernehmen, Jo ſehr widersprach fie 
den tatſächlichen Verhältnijfen. In einem hat Gerlach recht. Er 
ſieht, daß die Polen ſich ſchon jetzt „voll verantwortlich in den über- 
wiegend von Polen bewohnten Landesteilen“ fühlen, das heißt, daß 
lie die Macht in den Händen haben. Dieſe Sejtitellung hat ihn aber 
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zu keiner Maßnahme im deutjchen Sinne veranlaßt. Ganz im Gegen- 
teil. Sie klingt bei ihm wie eine Henugtuung. Er war ja ſelbſt ein 
Wegbereiter für die polnische Machtſtellung. E 

Kur; nach feiner Amtsentlaffung ſind von Gerlach in einer Ber- 
liner Verſammlung Vorwürfe über ſein Verhalten in Poſen gemacht 
worden. Er hat ſich damit entſchuldigt, daß der kommandierende 
General ihm bei der Abfahrt noch einen Adjutanten auf den Bahnhof 
nachgeſchickt hätte, der ihn in ſeinem Namen bat, die Aufftellung des 
Grenzſchutzes doch ja zu verhindern. Es würde Jonft ſicher zu einem 
Blutvergießen kommen. Bei der Kopfloſigkeit des ſtellverkretenden 
Kommandierenden Generals wäre das denkbar. Viel wahrſcheinlicher 
aber bleibt trotzdem, daß die Polen, die mit allen Mitteln arbeiteten, 
ihm einen ihrer Vertrauten in Offiziersuniform nachſchickten und ihn 
Jo täuſchten. Das konnten ſie wagen. Sie hatlen ja von Gerlach im 
Bazar genügend kennengelernt und wußten nur zu gut, wie leicht er 
zu täuschen war; vielleicht, daß er lich gar täuſchen lafſen wollte. 
Sollten ſich die Dinge aber auch wirklich ſo zugetragen haben, ſo iſt 
die Entſchuldigung dennoch lahm an beiden Füßen; denn das Ber- 
gehen von Gerlachs in Jeiner ſchärfſten Außerung liegt vor der Abfahrt 
von Polen. Was folgte, war nur die Anwendung. 

In dieſe Zeit fällt ein Beſuch des „persönlichen Adjutanten“ des 
Herrn von Gerlach bei mir. Sch ſaß in meinem Arbeitszimmer mit 
der Schriftleitung der Poſener Lehrerzeitung beſchäftigt, als ſich ein 
Herr in der Uniform eines Offiziers der Seldartillerie bei mir an- 
meldete. Er ſtellte ſich als der frühere Lehrer H. . .. vor, der von 
Gerlach zu persönlichen Dienften beigegeben ſei und die Provinz Poſen 
in beſonderem Auftrage bereiſe. Er teilte mir mit, daß ſein Auftrag 
wäre, eine Einigung zwischen Deutschen und Polen herbeizuführen. 
Er hätte mit dieſer Arbeit bei der Lehrerſchaft angefangen, weil er 
wüßte, wie groß ihr Einfluß auf die Bevölkerung ſei. Er wolle auch 
mich, als den Schriftleiter der Poſener Lehrerzeitung, für den Ge⸗ 
danken gewinnen. Ich fragte ihn nach den bisherigen Erfolgen und 
der bisherigen Arbeit aus. Er war offen genug, zu gestehen, daß er 
erſt an einer Stelle Entgegenkommen gefunden hätte. Im Lehrer- 
verein Inin hätte er die Lehrer fo weit bekommen, daß fie nichts 
gegen die Polen unternehmen würden, wenn die Polen ſich ſelbſt 
ruhig verhalten würden. An allen anderen Orten aber hätte er ſich 
vergeblich bemüht. Er teilte mir mit, daß er Sozialdemokrat geworden 
ſei und öffnete ſeinen Koffer und zeigte mir feine Neiſelektüre. Eben 
las er Karl Marx und erbot ſich, mir die grundlegenden ſozialiſtiſchen 
Schriften zu meiner Unterrichtung dazulaſſen. Ich lehnte ab und gab 
ihm bezüglich ſeines Auftrages, mich für den Plan von Gerlachs zu 
gewinnen, eine harte abweilende Antwort. Ich wies auf Gerlachs 
Verhalten in Polen bin und forderte ihn auf, von Gerlach zu fagen, 
wie groß die Entrüſtung und Verachtung unter den Deutſchen in Poſen 
über ſeine geſamte Aufführung ſei. Wenn er noch einmal nach Pofen 
käme, würde das Deutſchtum in aller Öffentlichkeit in den ſchärfſten 
Kampf gegen ihn eintreten. Er verſprach, dieſen Auftrag auszuführen, 
da er Manns genug Jei, feinem Herrn auch Unangenehmes zu Jagen. 
Ich habe in Zukunft nichts mehr von dem eigenartigen Herrn, noch 
2255 dem viel eigenartigeren Unternehmen des Unterſtaatsſekretärs 
gehört. 

Bei dieſer Gelegenheit will ich auch gleich den Vorfall bereinigen, 
der weit über die Grenzen Poſens hinaus bei allen Deutſchen und auch 
bei Ausländern Enkrüſtung und Verachtung gegen die Perſon des 
Herrn von Gerlach ausgelöft hat, um Später nicht mehr darauf zurück⸗ 
kommen zu müſſen. Es iſt die Jo überaus beſchämende Angelegenheit 
von Gerlachs Trunkenheit. Er jelbſt hat ſie beſtritten und Unwohlſein 
vorgeſchützt. Ich habe mich bisher zu der Angelegenheit nicht geäußert. 
Sch wollte die ſchwere Anſchuldigung nicht ohne ganz ſicheres Seugnis 
erheben. Jetzt bin ich in der Lage, die Darſtellung eines Augenzeugen 
anzuführen. Sie ſtammt von einem oſtmärkiſchen Sreunde M., der vor 
einiger Seit aus der Stadt Poſen herüber gezogen iſt. Nach ſeiner 
Darſtellung fällt die Trunkenheitsſzene nicht in den erſten Beſuch, 
Jondern auf einen ſpäteren Termin. Das würde ſich auch mit der 
Eigenart der Polen decken. Sie ſind leicht geneigt, jemand, den ſie 
gründlich für ihre Zwecke ausgenutzt haben, dem Spott und der Ver- 
achtung preiszugeben, weng er ſich vergeſſen hat. Von Gerlach halte 
die Gaſtfreundſchaft der Polen im Bazar reichlich in Anfpruch ge- 
nommen. Jedenfalls hat man ihn dabei nicht nur gründlich aus- 
gehorcht, ſondern als die notwendige Stimmung künſtlich erzeugt war, 
auch hochgezogen. Dann brachte man ihn in völlig betrunkenem Ju⸗ 
ſtande heraus cn den Wagen. Gegenüber vor dem „Hotel de Nome“ 
tand der Augenzeuge, der damals Jtellvertretender Hoteldirektor war. 
Aus dem Bazar kam der polniſche Beirat des „Hotels de Rome“ und 
machte den Direktor auf die Trunkenheit Gerlachs aufmerkſam. Der 
jah nun den Staatsſekretär in feinem ganzen Elend. Er war nicht 
einmal fähig, Jo lange zu ſtehen, bis der Wagen geöffnet war, und 
fiel neben ihn auf die Straße nieder. Man hob ihn auf und brachte 
ihn in den Wagen und ſchickte ihn auf den Bahnhof. Man kann ſich 
denken, wie ſich die polniſchen Herren über den gelungenen Trick vor 
Lachen bogen. Für uns ODeutſche der Stadt Poſen war das trotz der 
Verwilderung jener Tage ein geradezu vernichtender Vorgang. Auch 
bei den Ausländern fand er Abſcheu. 1924 fand in Berlin eine Inter- 
nationale Konferenz ſtatt. Dort erlaubte ſich der Vertreter Englands 
auszuführen, daß Oeutſchland ſein Anjehen vor der Welt durch ſeine 
Vertreter verfeherzt habe. Sie hätten ſich betragen wie die „Säue“. 
Als dazu Pfuirufe als Seichen der Entrüſtung aus dem Saale kamen, 
rief er den Namen „Herr von Gerlach“ in den Saal hinein. 

(Sortfegung folgt.) 
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Vergeſſenes Grenzland: 


Wetten, daß keiner, oder ſagen wir kaum einer von euch weiß, wo 
in unſerem ſchönen Vaterlande dieſe Hütte, dieſer See liegen? Wetten, 
daß niemand von euch das vergeſſene Stückchen Grenzland kennt, wo 
beide zu finden ſind, ſofern er nicht aus dieſer Gegend ſtammt oder zu- 
fällig auch einmal in den Oberpfälzer Wald gekommen iſt? 

So, nun habe ich es euch verraten, aber ich glaube, ich werde noch 
hinzuſetzen müjlen, daß dieſe weite, burgenreiche Berglandſchaft ſich 
jwiſchen Fichtelgebirge, Böhmerwald, Baueriſchem Wald und Jura 
dicht an das Herz Doutjchlands bettet. Es könnte ſonſt geſchehen — und 
es iſt mir geſchehen —, daß ihr fragt, ob dieſe Silberhütte etwa 
zwiſchen den Edenkobener Weinbergen verſteckt ſei. Bewahre, nicht 
an den Rhein will ich euch führen, ſondern einmal auch jeden von euch, 
meine deutſchen Wandergenoſſen, an die Na ab, in die Bayerische 
Otmar k und mitten hinein in ihr unbekannteſtes Gebiet: die Ober⸗ 
pfalz. Vielleicht entſinnt ſich ſetzt ſogar der eine oder andere von 
euch, kürzlich etwas in der Zeitung geleſen zu haben von der feſtlichen 
Taufe des „Hermann- Sſſer-Schutzhauſes“ und von der 
Sielfahrt des ADAC., Hau Nord-Bayern, die eine bayeriſche 
Oftland-Treuefahrt zum Gipfel des Oberpfälzer Waldes war. 

Richtig, da oben hat vor kurzen eine gewaltige Oſtlan d- 
kundgebung ſtattgefunden, deren Zweck es war, im Nahmen des 
großen Oftarbeitprogramms der Xegierung dieſen vergeſſenen, ver⸗ 
loffenen und ſehr zu Unrecht vernachläjfigten ſchönen Grenzgau mit 
feinen beſonderen wirtſchaftlichen Nöten und grenwolitiſchen Problemen 
in das allgemeine Blickfeld, ich möchte Jagen „Gefühlsfeld“, zu rücken, 
ihn weiten Kreiſen näherzubringen und damit letzten Endes auch dem 
Fremdenverkehr zu erſchließen. Die jahrelange, unermüdliche Arbeit 
des Oberpfälzer Waldvereins um dieſe Erſchließung beginnt langſam 
Srüchte zu tragen und wird belohnt durch die lebhafte Anteilnahme der 
neuen Regierung und des „Bundes Deutſcher Oſten“ an dem Geſchick 
und der wirtſchaftlichen Hebung dieſes bedrohten Heimatgebietes. 

Dankbarkeit gegenüber ihrem tatenfrohen Helfer, dem unermüd⸗ 
lichen Sörderer gerade auch des Grenzlandreiſeverkehrs in die 
baueriſche Oſtmark war es, die die Oberpfälzer hieß, ihrem im ver⸗ 
gangenen Spätherbſt vom Oberpfälzer Waldverein erſtellten Schutzhaus 
auf der Silberhütte den Namen „Hermann-Eler⸗Schutz⸗ 
haus“ zu geben. Dankbarkeit auch gegenüber dem „Bund Deutjcher 
Often“, insbeſondere ſeiner Landesgruppe Bauern - Pfalz, deren 
Schirmherr Staatsminiſter S ſ er iſt. Sera, don 

Da jteht es nun, hart unter dem Grenzkamm, der ich in viefigen 
Sorjten noch etwa 109 Meter höher als der Silberhüttenplan erhebt, 
das Jtolze, ſchmucke Schutzhaus, in der leichten Luft ſeiner 850 Meter 
über dem Meeresſpiegel, ein trutziger Poſten vorm Böhmerwald. Es 
blickt von hier oben als Wahrzeichen treuer und ſtarker Grenzwacht 
über den nördlichen Naabgau weit nach Ober- und Mittelfranken hin- 
ein und krönt gleichſam das Herzſtück des großen Urgebirgszuges, der 
vom Sichtelgebirge bis an die Donau bei Paſſau ſtreicht. Zugleich ist 
das neue Schutzhaus der allergünſtigſte Stütz- und Ausgangspunkt zahl- 
reicher Wanderungen im Frühjahr, Sommer und Herbſt; Standquartier 
und Raftort aller Sportfreunde im Winter und willkommener Start- 
platz froheſter Abfahrten in die weiten Täler der Oberpfalz. 

Hier oben iſt älteſtes Siedlungsgebiet, uralte Grenzbeſchreibungen 
erzählen ſchon vom „Silberberg“ mit der alten „Silbergrub“. Urkunden 
aus der Zeit des Dreißigjährigen Krieges erwähnen Silberfunde in den 
umliegenden Wäldern und berichten von der „Silberglashütte hinten 
auf dem Wald“ und den dort lebenden Glasmathern und Köhlern, die 
ihrer Siedlung den Namen „Altglashütte“ brachten. Dies alte Wald- 
dorf träumt noch beute da droben, aber die Kamine der „Glasfabrik 
zu. Silberhütten“, die um 1800 ſehr gutes Cafelglas, Mondglas, 
Butzenſcheiben und Pokale herſtellte, rauchen längſt nicht mehr. Nur 
der romantiſche Name blieb und — der feine Staub des Glimmer⸗ 
ſchiefers, der uns ſilbern überſät, wenn der böhmiſche Hrenzwind her⸗ 
einweht. Da ſtehen wir im Sonnenglanz, glitzernd wie Chrijtbäume, 
und ſchauen zwiefach „ſtrahlend“ hinunter in die ewige Pracht der 
Berglandſchaft und ihrer Wälder. 

Es iſt eine einmalige Landſchaft in Deutſchland, die Oberpfalz, und 
keiner anderen vergleichbar“ Eine Gegend, die an die einzigartigen, 
beglückenden Bilder eines Caſpar David Friedrich erinnert, und die 
man als die „anmutigſte Landſchaft' unſeres deutſchen Vater⸗ 
landes bezeichnen kann. Ja, das viel zu ſehr in Vergeſſenheit geratene 
Wort „anmutig“, hierher paßt es, dies Wort, das ſich zwiſchen die 
Begriffe herb und heiter, stolz und ſchlicht, lieblich und lebendig ſchiebt; 
von allem etwas aufzeigt und mehr: eben die Anmut. { 

Und jetzt ſcheint es mir am Platze, euch, meine Weggenoſſen, den 
Geheimtip für Eingeweihte zu geben: Steigt hinunter von der Silber- 
hütte zum Silberſee. Das iſt wirklich ein ganz großes Geheimnis, 
euch zur Belohnung verraten; denn daß er Jo heißt, daß er der „Silber- 
fee der Ostmark“ iſt, das willen ſelbſt die beſcheidenen Oberpfälzer 
noch nicht. Sie nennen ihn Gaismweiher (bitte, bei faſt 1 Kiſo⸗ 
meter Längeh, dieſen ſilbernen See, der ſich hell wie ein Hermelin zu 
Füßen einer von dunklen Wäldern umrahmten, kühn emporſteigenden 

Bergwieſe hinſchmiegt: ſilberner Vorplatz der allerſchönſten Burg der 
Oberpfalz, der Floßenbürg. Die ſteht wie der Singer Gottes in 
der Landſchaft, hochragend und von allen Seiten immer und überall 
ſichtbar und doch unerreichbar ſcheinend in ſtiller Einſamkeit über dem 
See. Wohunten etwa hier — der Name reizt zum Wortſpiel — die 
„Ritter vom goldenen Floß“? Stiegen ſie die Bergwieſen-Freitreppe 
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Silberhütte — Silberſee. 
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zwiſchen den Wäldern empor über den ſilbernen Vorplatz des Sees, 
ihre zahlloſen Vaſallen grüßend, die heut zu Granitblöcken verſteinert 
den Schloßplatz überſäen? Nein, es waren die Grafen von Sulz. 
bach, die ſchon um 1100 hier oben in dauernder Abwehr gegen die 
Slawen herrſchten, bis im Dreißigjährigen Krieg auch die Sloßenbürg 
zerſtört wurde. Aber als großartige Nuine gibt ſie der Landſchaft 
noch heute Leben und hünenhaft⸗trutzig, umweht von urgermanijchem 
Geiſt, ſchaut der alte Wohnturm mit dem ſchützenden Hohen Mantel 
vom kiihn auffteigenden Granitkamm auf den zerfallenen Burghof her⸗ 
ab. Wer weiß es, daß aus dieſen Steinen, aus Floßenbürger Granit, 
unſer Neichstagsgebäude errichtet wurde? 

Ja, Steine hat die Oberpfalz genug, „ſteinreich“ und doch bettel- 
arm ift fie — der Pflug verſinkt nicht im Erdreich, er ſtößt ſich 
ſtumpf am Stein, und ſchwer ringt der Bauer dem Mutterboden das 
Korn zum Brot ab. Neich iſt nur die Vielgeſtaltigkeit der anmutigen 
Landſchaft, von der man hier nur einiges herausgreifen kann. . 

Was für Täler hat die Oberpfalzl Wer von der Sloßenbürg 
herabſteigt und über den Markt §loß am Sloßbach weiterwandert, 
kommt gleich in eines der ſchönſten: ins Tal der Waldnaab. Dieje 
ſteigt langſam und verträumt vom Silberhüttenkamm herunter und 
nimmt bei dem lieblichen Bergſtädtchen Neuſtadt a. W. N. den Floß⸗ 
bach auf. Bejchirmt vom Kirchlein St. Selix auf der Höhe, wandert 
die Waldnaab bedächtig weiter; ſie ſcheint bei der Stadt Weiden, 
der Haupteingangspforte in den Oberpfälzer Wald, faſt ſtillzuſtehen, 
um die ankommenden Gäſte zu begrüßen. Hier halte aber auch der 
Wanderer kurze Naſt, um die alte Stadt zu durchſtreifen, um ſich vor 
allem das im Renaifſanceſtil 1559 erbaute Rathaus anzuſchauen. 
Witten auf dem Marktplatz ſteht es wie ein Wächter, umgeben von 
Giebelhäuſern, von denen jedes einzelne ein beſonderes Geſicht zeigt. 
Das ſchönſte an ihm iſt aber der Kreuzgang, vom Platz aus mitten hin⸗ 
durch, von Süd und Oft und Nord und Weſt. Am Schnittpunkt hat 
man die Stadt nach allen Himmelsrichtungen vor ſich und entgeht doch 
jetbjt den Augen des Spähers, ſobald man will. Hätte man hier jung 
jein dürfen! Welch ein Verſteck beim Näuber- und Prinzeſſinſpiel, 
und welch ein Stelldichein-Platz für erſte Liebe. Romantik über 
Romantikl 

Draußen gegen Often_ legen die §iſcherberge ihre Arme 
ſchützend vor die Stadt. Im Weſten taucht am Horizont der Baſalt- 
kegel des Parkſteins auf, der wegen ſeines vulkaniſchen Ur- 
Jprungs, mit feinen fünfeckigen Säulen die Geologen anlockt. Weiter 
geht es im Naabtal — und hier ſcheint alles „Naab“ zu ſein. Von 
Norden, vom Ochſenkopf im Sichtelgebirge, ſpringt die Sihtel- 
na ab herab und der Waldnaab zu, von Weſten kommt die Haid en- 
naab durch die hügelige Heidelandſchaft; es ſtrömen von Oſten 
Luhe, Pfreimd und Schwarzach herbei, und fie alle durch- 
ziehen wie Jilberne Adern das Land, durch das einſt die „goldene 
Straße“ führte; denn ſo nannte man in reicher Vergangenheit die alte 
Handelsstraße Nürnberg —Hirſchau— Bärnau Prag wegen ihres ge⸗ 
winnbringenden Verkehrs. Uns bleiben nur die Neſte der Hüter ver- 
gangener Pracht und vergangenen Lebens, die vielen Burgen, die „gut 
Wehr und Waffen“ gegen den öftlichen Seindnachbar waren und den 
ganzen Gau bis hinab zu der wunderſchönen Badenberger Aiinzjtätte 
Nabburg krönen. Ob Leuchtenberg oder Wernberg, ob 
Crausnitz im Cal oder Murach, ob Weißenſtein oder 
Salkenberg, jede Ruine hat ihr beſonderes Bild und zieht den 
Beſucher in ihren eigenen Bannkreis. Jede Kirche und Kapelle droben 
im alten, einſt reichen Stiftsland um Wald ſaſſen hat Kunſtſchätze 
von großer Mannigfaltigkeit, nicht nur die berühmte Kloſterkirche und 
das Kloſter von Waldſaſſen ſelbſt mit dem gegenwärtig größten 
Siſterzienſerinnen-Konvent und ſeinem berühmten Bibliotheksſaal. 
Jeder Gipfel im Bärnauer und Waldmünchener Bergland und jedes 
Cal bieten dem Wanderer Gottesgeſchenke der Natur an, die ihr, 
meine deutſchen Brüder und Schweſtern, helfen müßt, an unſer ganzes 
Volle zu verteilen. 

Der bunte Herbſt iſt dal Wer von euch noch Seit und — ſei's auch 
nur wenig — Geld hat (denn die baperiſche Oſtmark iſt billig und hat 
gute Sajljtätten), der gehe auf Entdeckungsfahrt in den Oberpfälzer 
Wald. Keiner wird enttäuscht heimkehren, ſondern wunderbar reich: 
beſchenkt mit dem Dank ſeiner jahraus, jahrein im Grenzkampf 
ringenden Volksgenoſſen, beschenkt mit dem Bewußtſein, ihnen, wenn 
auch nur kurze Seit, in dieſem Kampf Kamerad geweſen zu ſein, be— 
ſchenkt endlich mit unvergänglichen Eindrücken. Darum auf zu froher 
Sahrt in die baueriſche Oſtmark und unter den ſildernen Lämmer⸗ 
wölkchen am blauen Herbſthimmel, hinauf zur Silberhütte über dem 
Silbersee. Sch jage euch: Der anmutige Oberpfälzer Wald 
wird einen Ehrenplatz erhalten in dem Religuien- 
ſchrein eurer Reiſe erinnerungen. 

Dr. A. L. v. Schellwitz⸗ültzen, 
Abtg. Hrenzlandreiſen im BDO. 


Bildſtöcke des Bundeswappens ſind zum 
Preiſe von RM. 1.50 beim Bund Deutſcher 
Often, Berlin We 30, Motzſtraße 22 zu haben. 
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Deutſcher Bolksraf in Oftoberjihlejien. 


Die Zufammenfchlußbewegung innerhalb des Deutſchtums in Oft- 
oberſchleſien iſt einen großen Schritt weitergediehen. Nachdem in 
letzter Seit ſchon in zahlreichen Orten der Wojewodſchaft gemeinſame 
Verſammlungen der Deutſchen und der Jungdeutſchen 
Partei ftatigefunden hatten, wurde am 29. September in Kattowitz 
in einer Kundgebung von den Nednern dieſer beiden Gruppen über⸗ 
einftimmend der Vorſchlag gutgeheißen, die alten Parteien auf u- 
löſen und in einem Deutſchen Volksrat nach dem Vorbild 


der Siebenbürger Sachſen eine einheitliche Deutſchtumsorganiſation zu 


Jchaffen. Die Deutſche Katholiſche Volkspartei (die ſich 
bekanntlich vor kurzem in Deutſche Ehriftliche Volkspartei um- 
getauft hat) hält ſich diefen Beſtrebungen noch fern. Die Folge iſt, 
daß die zum Teil ſtur und unbelehrbar am alten Parteiſyſtem feft- 
haltenden Sentrumsführer allmählich den Suſammenhang mit 
den Maſſen des oſtoberſchleſiſchen Deutſchtums verlieren. Es iſt 
damit zu rechnen, daß die einſichtigen und klerikal weniger ge⸗ 
bundenen Führer dieſer Partei den Nücken kehren und ihre Mit- 
arbeit dem von der Deutjchen und Jungdeutſchen Partei angeſtrebten 
Volksrat zur Verfügung ſtellen werden. 


Angeſichts der fortſchreitenden Feſtigung der deutſchen Volks- 
gemeinſchaft in Oſtoberſchleſien laſſen die Nepräſentanten der pol= 
niſchen öffentlichkeit, alſo Behörden, Zeitungen und Verbände, eine 
zunehmende Xervojität erkennen. Wie das bei krankhaft veran- 
lagten Menſchen Jo üblich iſt, äußert ſich dieſe Nervoſität in Über- 
fällen, Verhaftungen, Verboten und Maßnahmen ähnlicher Art. 
Nach der erwähnten Kundgebung der Deutſchen Partei und 
der Jungdeutſchen Partei in Kattowitz kehrten etwa 150 Beſucher 
der Verſammlung, durchweg junge Leute, deutſche Lieder ſingend, im 
geſchloſſenen Zuge heim. In der Nähe von Hohenlohehütte wurde 
der Jug von einem großen Polizeiaufgebot angehalten, und 17 junge 
Deutſche wurden wahllos herausgegriffen und verhaftet. Auch auf 
dem Wege zwiſchen Kattowitz und Siemianowitz wurden etwa 40 
junge Leute von der Polizei angehalten, weil ſie angeblich das Horſt— 
Weſſel-Lied geſungen und der Aufforderung der Polizei, ausein- 
anderzugehen, nicht nachgekommen waren. Die Polizei ging mit 
Gummikniippeln vor. Auf der Straße nach Laurahütte wurden gleich- 
falls Verſammlungsteilnehmer von der Polizei angehalten, weil fie im 
geſchloſſenen Zuge marſchierten und deutſche Lieder ſangen. Dabei 
kam es zu Juſammenſtößen mit der Polizei. Wie im amtlichen Be- 
richt behauptet wird, wurden zwei polniſche Polizeibeamte verletzt. 
Den Polen iſt die große Kattowitzer Deutſchtumskundgebung offen— 
bar arg in die Knochen gefahren. Die Polizei nahm in Kattowitz 
jelbft, in Laurahütte, Siemianowitz und anderen Orten im Anſchluß 
an die Kundgebung noch zahlreiche weitere Verhaftungen vor. Der 
Bevölkerung hat ſich eine ſtarke Erregung bemächtigt. 


Bei dem Abtransport der Seftgenommenen von Siemianowitz ins 
Unterfuchungsgefängnis in Kattowitz haben ſich herzzerreißende Szenen 
abgeſpielt. Cine Mutter, deren Sohn verhaftet werden ſollte, legte 
in ihrer Verzweiflung ihr kleines Kind auf den Bürgerſteig und warf 
ſich vor das fahrende Gerichtsauto, das im letzten Augenblick vom 
Führer noch angehalten werden konnte. Sofort ſprangen Polizei- 
deamte hinzu, packten die auf der Erde liegende Frau an den Kleidern 
und Händen und ſtießen fie vorwärts zur Polizeiwache. In einer 
anderen deutſchen Samilie in Siemianowitz wurden zwei Brüder ver- 
haftet. Der Vater wurde ebenfalls feſtgenommen, nach längeree Zeit 


Hohe Strafen für einen deutſchen Schriftleiter. 


Der verantwortliche Nedakteur der „Kattowitzer Zeitung“, 
Weber, hatte ſich wegen dreier Vergehen gegen das Preffegeſetz zu 
verantworten. Eines dieſer Vergehen wurde in folgendem Satz er⸗ 
blickt: „Freilich ſcheint aus den Reden Hitlers hervorzugehen, daß er 
nicht der Anſicht iſt, daß die Abgrenzung Polens der Idee des Na- 
tionalſtaates entspricht.“ Das Gericht Jah hierin eine „Verherrlichung 
von Gewalttaten! gegen den polnischen Staat und verurteilte Weber zu 
der ungewöhnlich hohen Strafe von acht Monaten Gefängnis mit 
zweijähriger Bewährungsfriſt. (Hierbei muß bemerkt werden, daß das 
Gugeſtändnis der Bewährungsfriſt nur ein Spiel mit Worten ift, da 
gegen Weber noch etwa 60 Prozeſſe wegen Prefje- 
vergebens anhängig find.) In einem zweiten Salle wurde ein 
Artikel „Patriotiſche Taten“, der eine Polemik mit der „Polonia“ 
zum Inhalt hatte, beanftandet. Weber wurde „wegen grober Ver⸗ 
letzung des polniſchen Nationalgefühls“ zu acht Wochen Haft mit 
ebenfalls zweijähriger Bewährungsfriſt verurteilt. Im letzten Falle 
wurde in einem Artikel, der die polniſchen Studentenausſchreitungen in 
Kattowitz behandelte, beanstandet, daß die Kattowitzer Straßen mit 
ihren ehemaligen deutſchen Benennungen aufgeführt wurden. Das 
Gericht erblickte hierin eine Beleidigung des polniſchen Staates, ob⸗ 
wohl Weber erklärte, daß die „Rattomiter Geitung“ ſeit über zehn 
Jahren die Straßen deutſch benenne und dies nie bemängelt worden ſei. 
Das Urteil lautete auf dier Wochen Haft mit zweijähriger Be- 
währungsfriſt. 8 


Ukrainifche Kundgebung in Polnisch Wolhnnien. 


Das Kloſter in Poczajow in der Wojewodſchaft Wolhunien war 
diefer Tage der ERS von Rundgebungen gegen den 
Metropoliten der rthodoxen Kirche Polens, die 
nach ihrer Trennung von Moskau einen ausgeſprochen polen= 
freundlichen Kurs eingeschlagen hat. Anläßlich des zehnjährigen 
Amtsjubiläums des Metropoliten Dionys hatten ſich beim Kloſter etwa 
300 Prieſter und 25 000 Gläubige verſammelt. Als nach dem Gottes- 
dienſt eine Prozeſſion ſtattfinden Jollte, wurde auf dem Hauptturm des 
Klosters plötzlich eine große Flagge in den ukrainiſchen 
Nationalfarben aufgezogen; die Menge ſchwenkte ukrainische 
Slaggen unter feindſeligen Rufen gegen den Metropoliten und 
ukramijche Sührer hielten Anſprachen an die Menge. Der Metropolit 
zog ſich, einem Bericht der „Sazeta Warſzawska“ zufolge, ſofort in 
den erzbischöflichen Palaſt zurück und verzichtete auch auf die Teils 
nahme an den für den folgenden Cag feſtgeſetzten Feierlichkeiten. 


Kein Geld für deulſche Arbeitslose in Polen. 


In Alt-Berun ſind ſchon wochenlang keine Unterſtützungen an 
Arbeitsloſe ansgezahlt worden. Ein arbeitsloſer Oeutſcher erhielt auf 
ſeine Beschwerde vom Bürgermeister die Antwort, daß zuerſt die Polen 
an die Reihe kämen und nur, wenn etwas übrig bleibe, würden die 
Deutschen es erhalten. Gleichzeitig gab der Bürgermeifter dem Deut- 
ſchen den Nat, aus dem Deutſchen Volks bun de aus- 
zutreten, dann würde es ihm bald beſſer gehen. In 
Chwalowitz wurde drei deutſchen Arbeitsloſen der ihnen für zeitweilige 
Arbeit zukommende Lohn vom Gemeindevorſteher vorent- 
halten, wobei er von ihnen verlangte, ſich zuerſt aus der Mit- 
gliederliſte der Deutſchen Parteiſtreichen zu laſſen. 


wieder jreigela]jen und dann abermals feſtgenommen. Ein dritter, Indi ff 

erft 15 Jahre alter Sohn konnte ſich nur mit Mühe Mifhandlungen Von Aufſtändiſchen miffgandelt. 

entziehen, die ihm ein Aufſtändiſcher zugedacht hatte. Von ungefähr 20 Aufftändiſchen wurde der 21jährige Serh 
Lindner aus Emmagrube überfallen. Bei einem Spajie 


Bauernunruhen. mit einigen feiner Freunde fielen plotzlich die Aufftändiſchen über 


2 j R 501 1 forte; ä i i ügelten ihn mit ſchweren Ste 
Der Sentralverband der Landwirte hatte einen I4tägigen Lieferſtreik her, drängten ihn zur Seite und verprügel mit) 

der Bauern gegen die ſtädtiſchen Märkte Nongre po en und Galiziens Der Überfall 110 darauf zurückzuführen, 910 bei en e. 
proklamiert. Der Streik war als Proteft gegen die Preisdrückere! Grund einer 99 jedoch 1 nie en 
für ländliche Produkte gedacht. Die Bewegung ift nicht, wie es von nommen wurde, wobei man jedoch nichts finden 2 
amtlicher Stelle offenbar erwartet worden war, im Sande verlaufen. Fünf weitere Offkreife frei von Arbeitsloſen. 
londern es ift in einigen Landesteilen tatfächlich zu einem recht fühlbaren 5 Sl =” 
Boykott der ſtädtiſchen Märkte gekommen. Der Bauernſtreik war Der Geſamtbezirk des ie e augard, 8 andkr 
teilweiſe gut organijiert; die zu den größeren Städten führenden Sande Naugard, Greifenberg und Negenwalde, ſind frei 
ftcaßen waren mit Streikpofien beſetzt, um die Beſchickung der Wochen- Arbeitsloſen, während am 30. September v. J. noch über 1500 Ar 
märkte durch Bauern, die ſich der Bewegung noch nicht angeſchloſſen ſuchende gezählt wurden. Der Bezirke hat auch bereits jur Entla 
hatten, zu verhindern. So waren 3. B. auf dem großen Montagsmarkt der Nachbarbezirke beigetragen. Abgefehen von einer Anzahl Ar 
in Sandomir überhaupt keine Waren erſchienen. Die Dienstagmärkte ſuchender aus dem Bezirk Neuſtettin, konnten kürzlich dem Arbeit 
der Wojewodſchaft Warſchau wurden gleichfalls erfolgreich boykottiert. Stettin vom Arbeitsamt Naugard einige Aufträge zur Velcha 
Die Behörden verfuchten überall ſcharf durchzugreifen. ſtießen jedoch von Kartoffelbuddlern übermittelt werden. 
vielfach auf den energiſchen Widerſtand der verzweifelten Bauern. Der Kreis Bütow, der als Grenzkreis mit jiarkem Sl 
Die leitenden Funktionare des Zentralverbandes der Landwirte wurden lingszuwachs von jeher eine hohe Sahl von Erwerbsloſen hatte, ı 
. C. verhaftet. Hierbei ift es u.a. in Neumarkt (Nowy Targ) in der am 30. September als völlig frei von Arbeitsloſen gemeldet. 
Wojewodschaft Krakau zu blutigen Zufammenftößen gekommen, als vor vier Wochen wurden mehrere 100 Arbeitsloſe gezählt. 
die Menge ihre verhafteten Führer mit Gewalt zu befreien verfuchte. Am 29. September konnte der kommiſſariſche Landrat des K 
Bei einem Überfall, den eine Gruppe von Bauern auf eine Polizeistreife Görlitz Land dem Oberpräſidenten Brückner melden, daß 
unternommen haben Joll, wurden drei Perſonen ſchwer und zehn leichter Kreis als erſter ſchleſiſcher Kreis von allen männlichen arbeitsfä 
verletzt. Unter den Verhafteten befinden ſich u. a. der frühere Cand- Wohlfahrtserwerbslofen, Kriſenunterſtützungs- und Arbeitsloſenu 
wirtſchaftsminiſter Stolarjki und der Präſident des Zentral- ſtützungsempfängern befreit iſt. Die Winterarbeit iſt bis zum 1. 
verbandes, S3ymanjki. geſichert. 
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Endkampf in Eſtland. 


Wir haben bereits Gelegenheit gehabt feſtzuſtellen, daß es bei dem 
in Eſtland ſtattfindenden Volksentſcheid nicht Jo ſehr um die einzelnen 
umſtrittenen Paragraphen der Verfafſung geht, deren Anderung der 
Sreiheitskämpferentwurf verlangt, ſondern um den entscheidenden erſten 
Schritt zur Ablöſung eines Suſtems des Klaſſenkampfes, des „freien 
Spieles“ der Wirtſchaftskräfte, des materialiſtiſchen Denkens und der 
politiſchen Korruption durch das Ideengut der Erneuerungsbewegung. 
Wir haben fernerhin wiederholt darauf hingewieſen, daß im eſtniſchen 
Volke der Boden für einen Erfolg der Sreiheitskämpfer gut vorbe- 
reitet erſcheint, daß dieſe ſelbſt guten Grund haben, an einen Endſieg 
ihrer Bewegung zu glauben, und daß in den Reihen der bürgerlichen 
Segenjpieler eine Einheitsfront keineswegs mehr beſteht. Zum Skandal 
in der Partei des gegenwärtigen Regierungsoberhauptes, der Natio- 
nalen Qittelpartei, wo mehrere Ortsgruppen ſich gegen die Politik 
der Parteiführung und für den le der Freiheits- 
kämpfer ausgeſprochen haben, iſt nachzutragen, daß eine der be⸗ 
deutendſten diefer frondierenden Ortsgruppen als Antwort auf die 
Amtsentſetzung ihres Ortsgruppenführers durch die Parteizentrale er- 
klärt hat, der Ortsgruppenführer verbleibe weiterhin im Amt, da er 
nach wie vor das volle Vertrauen der geſamten Wählerschaft beſitze. Es 
it angefichts Jolcher Serſetzungserſcheinungen im bürgerlichen liberalen 
Lager nicht weiter erſtaunlich, wenn der Propagandakampf für und 
wider die Verfaſſungsänderung von den Freiheitskämpfern einerjeits 
und auf ſeiten der Gegner allein von den Marxiſten beſtritten wird. Das 
Zentralkomitee der marxiſtiſchen Sozialiſtiſchen Arbeiterpartei hat in 
feinem Organ „Nahra Söna“ einen Aufruf an die Wähler veröffent- 
licht, der das eſtniſche Volk davor warnt, feinen Kopf freiwillig in die 
Schlinge zu ſtecken, welche die Neaktion zu feiner Knechtung bereit 
halte. Ein Erfolg der Freiheitskämpfer wäre gleichbedeutend mit dem 
Ende der Volksherrſchaft. Wer dieſe retten wolle, müſſe helfen, den 
Jaſchismus auszurotten. Der Propagandafeldzug nimmt, je näher die 
Eniſcheidung heranrückt, an Heftigkeit und Leidenſchaftlichkeit zu. An 
den Wochenenden und an den arbeitsfreien Sonntagen rollt eine Lawine 
von Volksverſammlungen über das Land, die zahlreich beſucht werden. 
Es iſt dabei wiederholt zu Verſammlungsſtörungen gekommen, die 
lich anſcheinend jedoch immer nur gegen die marxiſtiſchen Volksver- 
führer gerichtet haben. Es liegen jedenfalls verſchiedene Meldungen 
über tätliche Angriffe auf marxiſtiſche Propagandaredner vor. So⸗ 
weit die Preſſe ſich überhaupt über den mutmaßlichen Ausgang des 
Volksentſcheides ausläßt, iſt die Beurteilung beim nichtmarxiſtiſchen 
Teil der Seitungen meilt dahingehend, daß die ſtädtiſchen Wähler ſich 
in ihrer Mehrzahl für die Verfallungsänderung aussprechen werden, 
da eigentlich nur die Marxiſten dagegen ſeien. Was die Stimmung 
auf dem flachen Lande anbelangt; muß zugegeben werden, daß eine 
entſchiedene Gegnerſchaft gegen den Freiheitskämpferentwurf kaum 
vorhanden ſei. Die Geitungen bemänteln indeſſen ihre eigene Un⸗ 
Jicherheit den lich abjpielenden Ereigniffen gegenüber durch die Feſt⸗ 


Mitteilungen des BIO, 
l Der Bundesführer. 


In den Bundesführerrat habe ich den Landeshauptmann der Pro- 
vin! Grenzmark Pofen-Weſtpreußen, Pg. Siebing, berufen. 

Neichsſtatthalter Pg. Mut ſchmamn, M. d. N., hat die irm- 
re: 925 Landesgruppe Sachſen des 0 übernommen. e 

pg. Alfred Pudelko, Leiter des Sentralinftituts für Er⸗ 
ziehung und Unterricht, hat die Abteilung Volkshochſchularbeit in der 
Bundesjührung übernommen. 


l Haus „Kurmark“. 
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ſtellung, daß die eigentliche Stimmung der bäuerlichen Wählermaſſen 
noch keineswegs geklärt ſei, o daß man über die Ausſichten des Volks⸗ 
entſcheides auf dem Lande eine ſichere Vorausſage noch nicht machen 
könne. Der Maſſenzulauf, den die Freiheitskämpfer in ihren Ver⸗ 
Jammlungen finden, und der ſtändig ſich ſteigernde Erfolg, den ihre 
Redner beim Volke haben, ſcheint jedoch auf das Gegenteil hinzu- 
weiſen: die Erneuerungsbewegung marſchiert, und ihr Erfolg ift nicht 
mehr aufzuhalten. Auch wenn den Sreiheitskämpfern ſogar, was kaum 
anzunehmen iſt, beim bevorstehenden Volksentſcheid der vollſtändige 
Sieg verfagt bleiben ſollte, Jo bedeutet das doch nur einen Auffchub, 
denn die Bewegung wird durch ſolche Widerſtände an Kraft gewinnen. 
Es ijt nicht unwahrſcheinlich, daß das eſtniſche Volk das nächſte fein 
wird im Reigen der europäiſchen Nationen, in dem der Gedanke der 
völkifchen Erneuerung zum ſiegreichen Durchbruch gelangt. Die 
deutſchen Heimatgenoſſen des eſtniſchen Volkes, das eſtländiſche Deutſch⸗ 
tum, muß aus Jeiner Schickſalsverbundenheit mit der baltiſchen Scholle 
heraus dieſe ſich anbahnende Entwicklung vorbehaltlos bejahen, denn 
es wird mit einem eſtniſchen Volke, das ſich auf ſeine geſunde Erb- 
maſſe befinnt und den knechtiſchen Ungeiſt einer überwundenen Ver- 
gangenheit bewußt mit der heroiſchen Haltung einer neuen Seit ver- 
taufcht, ſicherlich zu einer beiden Seiten dienlichen Verſtändigung ge⸗ 
langen können. Ein folcher Ausgleich war bisher für das deutſche 
Baltentum ohne ein Abgleiten in weſensfremde liberaliſtiſche Lebens- 
formen und damit ein verhängnisvolles Abweichen von der Stammes= 
überlieferung nicht möglich. Jetzt können auch diejenigen deutſch⸗ 
baltiſchen Kreiſe, in deren Reihen der anſcheinend demokratiſche Zeit- 
geiſt der vergangenen 14 Jahre Verwirrung hineingetragen hat, ſich 
wieder auf ihr Bluterbe beſinnen und insbeſondere auch die Richtung 
in der bisherigen politiſchen Führung des eſtländiſchen Deutjchiums, 
die auf eine Einfügung der deutſchen Front in das parlamentariſche 
Kräfteſpiel der eſtniſchen Demokratie hinauslief, in ſteigendem Maße 
als Sehlleitung erkennen. Der um die zukünftige politiſche Heſtaltung 
der Heimat entbrannte Entſcheidungskampf kann für das eſtländiſche 
Deutſchtum jehr wohl die Wiederherſtellung ſeiner weltanſchaulichen 
und politiſchen Geſchloſſenheit zur Folge haben und die erſehnte baltiſche 
Volksgemeinjchaft Wirklichkeit werden laſſen, die bisher durch die 
uneinheitliche Einftellung der deutſchen Eſtländer zu der ihrem end- 
gültigen Siege entgegengehenden Erneuerungsbewegung in Frage ge⸗ 
ſtellt war. — (9 — 


Berichtigung: In „Oſtland“ Nr. 57 iſt in dem Artikel 
„Jüdiſch-marxiſtiſche Deutſchenhetze in Lettland“, Baron Walter 
don Saß unter den Mitarbeitern des jüdiſchen Emigrantenblattes 
„Curopa-Oſt“ genannt worden. Wie uns Herr von Saß mitteilt, ent- 
ſpricht das nicht den Catſachen. Herr von Saß iſt Korreſpondent der 
„Volliſchen Zeitung“ und Kunſtreferent der „Nigaſchen Rundſchau“. 


Buchbeſprechungen. 


Die magiſchen Wälder. Nomen von Heinz Sumprecht. Verlag 
C. Bertelsmann, Gütersloh. 421 Seiten. 4,80 NM. — Es gibt ſchon 
eine ganze Reihe von Büchern, die das Schicksal der deutſchen Kriegs- 
gefangenen in Rußland und Sibirien ſchildern. Gumprecht hat an 
dieſe Reihe ein ganz einzigartiges Buch angefügt. Er erlebte als 
Kriegsgefangener die ruſſiſche Landſchaft und den ruſſiſchen Menſchen 
mit der Ciefe und Aufgejchloffenheit, deren nur der fähig iſt, der beide 
im Bilde weſenhaft zu erfallen und in Worten geſtaltend wiederzu- 
geben vermag. Nirgends iſt Nußlands Seele beſſer zu begreifen ais 
in den rufliſchen Wäldern: Der einzelne gilt nichts, wie ein einzelner 
Sauer im Walde nichts gilt; und wie die Magie der Wälder, die 
alle Schreckniſſe und alle überquellende Schönheit bergen, jo liegen 
gleich wie Naturgewalt im ruſſiſchen Volke alle Fähigkeiten zum Ver⸗ 
brechen wie jur Heiligkeit, zur uferloſen Wildheit wie zu hingebender 
Mütterlichkeit. Dieſe Seele wird leben wie die Wälder leben 
werden — was auch mit Nußland geſchieht. Dr. K. 
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Jiehung 1. Klaffe am 20. und 21. Oktober. 
verſuchen Sie daher bitte jetzt Ihr Glück bei 
Dr. Dütſchke, Staatl. Lotterie; Einnehmer 


Berlin W 30, Geisbergſir. 9, im poſtamt. 
poſtſcheckkonto: Berlin 352 22 


S Ungültig, wann die Namensunterichrift 
des Einnchmers ganz oder teilweife fen E 


or 


Preuß. Staats-Lotterie 


Ziehung: 


Lose 1. Kl. am 20. u. 21. Oktober |; 


Zu haben bei Staatl. Lotterie-Einnehmer 


sieinng, Berlin W 35, 


Potsdamer Str. 116a. 
Ecke Lützowstraße. 
früher in Kattowitz, O.-S. Tel. Lützow 3686, 


Berfammlungen, 


Org unten Verlin⸗Süd: Monatsverfammlung am 
ntan, 9. Oktober, abends 8 Uhr, im Vereinslokal 
Verlier Kindl“ in Neukölln, Hermaunſtr, 214219. 
Aus sgabe der neuen 0b a gde und Abzeichen. 
Borkrag des Herrn Joh. Kotterba über: „Wie ſtark 
iſt das Dentſchtum in Oſt⸗Oberſchleſien?“ 

Ortsgruppe Berlin⸗Reinickendorf: Monatsverfammlung 
im Vereinslokal Georg Sadau, Reinickendorf Oſt, 
Reſidenzſtr. 124, am Donnerstag, 12. Ok ⸗ 

ber, abends 8 Uhr. 

Ortsgruppe Groß⸗ Hamburg: Monatsverſammluug am 
Sonntag, dem 8. Oktober, nachm. 5 Uhr, im Porter⸗ 
haus St. Pauli, Circusmeg 1. Es ſpricht der 
Landesgruppenführer Pa. Hecht. 


Familiennachrichten. 


Geburtstage. Viehhändler Eduard Le wan dow ⸗ 
ki, früher Sarne 916. „Rgwitſch jept Habelſchwerdt, 
Stadtberg 5, am 13. Ww. Emma Nowak in 
Halberſtadt am 12. 10. 86 ch. : Rentner 5 Kunz 
in ehrſtedt hei Halberſtadt am 12. 10. I.: Poſt⸗ 
af 110.7 i. A. Hermaun Prüfer in Halberftadt am 
seite 
90 i. 


0. 75 F. n 1070 8 i. R. Karl 
in Haſberſtadt am 6. 10. 70 J.; Frau Helt, 


ab tenberrasr Str. 24 in, fr. Bromberg, am 10. 
J. Frau emma Ai irth, Kaſſel, ba 

Sirtdlia 48, Poſen, am 13. 10. 60 F.: Nobert 

Wandre Gael, Hohemollernſtr. 227, fr. Poſen, 


am 23. 10. 50 J. 


Yas Mh 5 m daher Si 


Zum Tragen dieſes Abzeichens 
ſind nur diejenigen berechtigt, 
die im Beſitz einer Mitgliedskarte 
des BDO. find. Preis 0,50 M. 


Bund Deutſcher Gſten e. V. 


Landesgruppe Berlin 


Am Mittiooch dem 18. Oktober, dem Gedenktag der Völkerſchlacht 
von Leipzig und dem Geburtstag des preußiſchen Dichters 
ö v. Kleiſt, eröffnen wir unfere durch den Winter laufende 


ortragsreihe 


mit einem Abend, 


hierzu ergebenſt ein. 


Dr. Ernſt Otto Thiele 


ern EEE — TÄLER 
Verlag: Bund Deutſcher Oſten E. V 


Eilt! 


„Die deulſche Nation und der Gſten“ 


an dem Dr. Georg Ujadel, M. d. R., über 


Der Gſten im Dritten Reich 


ſpricht. Der Vortrag findet im Harnack⸗Haus, Berlin⸗Dahlem, 
Ihneſtraße 16, ſtatt und beginnt um 8 Uhr abends. Wir laden 


Bund Deutſcher Oſten, Landesgruppe Berlin 


Eintrittskarten zu 1 — und 2.— Rm. (für SA., SS., St., 

Studenten, HJ. und BDM. halbe Preiſe) ſind zu beziehen durch 

den BDO, Berlin W 30, Motzſtr. 22, Fernſpr.: B5 Barbaroſſa 9061. 

ee direkt: UA⸗Bhf. Thielplatz und Autobus 7, in 
der Nähe: Autobus 44 und J. 


4⁴⁰ 
6 v. H. Reichsſchuldbuchſorderungen. 


Die Kurſe der Reichsſchuldbuchforderungen nahmen 
in den letzten September⸗Wochen weiterhin eine gün⸗ 
ſtige Entwicklung, Beſonderes Antereiie beſtand für die 
tpäteren 7 Fälligkeiten (1942 —1948), die einen erheblichen 
5 0 c ft nahmen, ſo daß Kursſteigerungen bis zu 

H, keine Seltenheit waren. Die kurzen. 11 85 mitt⸗ 
leren Fälligkeiten waren dagegen vernachläſſigt, da die 
bisher erreichten Kurſe für den Käufer nur noch ge⸗ 
ringe Gewinnausſichten bieten. Im allgemeinen kann 
man wohl feſtſtellen, daß in der günſtigen Entwicklung 
der Rentenwerte daß Vertrauen zum Staat und zu der 
jesinen Wirtihaftsführung,, zum Ausdruck. kommt. So⸗ 

die Steigerung der Rentenkurſe ſich im gleich 
Maße forkſetzt, dürfte unſeres Erachtens die Vorar 
ſetzung für eine wirklich erfolgreiche Zinsſenkungs⸗ 
politik geſchaffen ſein. bel roffen die Reichsſchuldbuch⸗ 
We ni hiervon läßt fich zur 


betroffen werden, 


2 91 no niit agree 

wurden uns folgende unverbindliche 
Verkaufskurie für Reichsſchuldbuchforderungen genannt: 

I. II. I. II. 

1934 . 99 v. H. 99 v. H. 1940 . 85% v. 9 84. v. H. 
1935 97 „ 96 „ - 1941. “u „ = 7994 
1936 . 94½ „ 93 „ 1942 . 8 . 83 „ 
1937 . 91 „ 90 „ 1943 84 „ 83 „ 
1938 89 „ 87 „ 1944-48 83 „ 821%, 
1939. 87 85 „ 


Wiederaufbauzuſchl. 1944—45 46 v. H. 1946-48 45 v. H. 


Kl. Motormühle n 40 ira. Landwirtſch 


50 km von Berlin, nahe Stadt m. 10 000 un 
gel, Schweinemäſterei und Lohndreſcher, 
PS. Nohölm, 5 Kühe. 2 Pferde, ca. an 
kompl. Inventar, Preis 30 000 M., Anz. 12 000 
bis 15 000 M. 

Anfragen unter 3006 an das Oſtland erbeten. 


em) Haus 


Landhaus 3 im., Stall, Scheune. 


Elektr. Licht. 6 Morgen, 
mit großem Obst- Garten, Acker, Wieſe, ge⸗ 
garten und Gras- eignet f, Rentner, Pen⸗ 

8 ſionär. Zirka 50km von 
benutzung f. 3 Ziegen Berlin. Anzahl. M3500. 
oder 1 Kuh, guter Schriftliche Anfragen an 
Sitz für Rentner, 
ſchöne Gegend, gegen 


Hildebrand 
= g e Berlin-Tegel 
Barpreis v. 3500 N.. Allmendeweg 10. 
zu verkaufen. Anna — — 
Krotki, Schönwaldau, 


ti, Sch Wer kennt 
Kreis Schönau a. d. 


9 die jetzige Anſchrift 
Katzbach, Bz. Liegnitz. 1. des ir 816005 


Weimann aus Lowin, 
Kreis Birnbaum. 

2. des Herrn Robert 
Steinke aus Neuhof, 
Kreis Stuhm? 

3. des Herrn Rudolf 
Radtke, welcher noch 
1922 beim Finanzamt in 
Wongrowitz geweſen iſt. 
Es handelt ſich um die 
Emigrantenſteuer. Gef. 
Angaben unt. 3004 an 
das Oſtland erbeten. 


Exiſtenz 

Reſtaurant mit Wein: 
handlung, Verkehrsſtr. 
Charlottenburgs, drei⸗ 
zimmerig, Bad, erfor⸗ 
derlich 2000 M., verk. 
Schmidt, Neukölln, 
Thüringer. Straße 23. 


Pr. Klass.-Lolferie 


Lose J. Rl. 


Lüttich vn am 


Einnahme 
(früher Hohensalza.) 


Augustastr. 8 


„Berlin I 30, Motzſtraße 22 ernruf: B5 Barbaro 
Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto Kred el, Bel Neiedenas — Druck: Hempel & et 


Oftmärker! Proviſionsfreil 


Glänzende Existenzen! 


Anzahlung M. 

Wohn- und Geſchäftsgröſt mit : 

Bierverlag u. Sauerkohlfabrik 

in bekannter Stadt d. Provinz 

Sachſen . n. Bereinbg. 
Landhaus-Villa im bekannten 

Sole-Bad Köſen (Thür) . . 
Wohn- und Geſchäftshaus (Eck- 

gründftück) in Freiburg (Brsg.) 27 500 
Landhaus in Württ. (in landſch. 

wundervoller Cagel) . . . 18.000 
Bäckereigrdſt. in bedeut. Luft- 

kurort Thüringens . . n. Vereinbg. 
Landhaus- Villa, oberbayr. Stils, 

i. bekannt. oberbayr. Sommer- 

1 0 (evtl. Cauſchl) . n. Vereinbg. 
Mahl- u. Ölmüble u. Schäl erei 

65 Co. "Togesteiltg)) m. Wohn⸗ 

baus in bedeutender Stadt der 


9 doo 


Niederlauſitz 40.000 
Billa 0 Nau) i in Wernigerode N 

(Har 15 ooo 
Sillengeöft. in Sriedland (Meckl.) 12 ooo 
Billa in aufblüh. Luftkurort b. 

Stettin (12 Simmer) 15 000 
Geſchäftsgrdſt. m. gutfund. Slei- 5 

Jeherei in Bitterfeld 22 000 


Villengrdſt. in Oubin (Lauf. Geb.) 20 000 
Kurhaus mit neuzeitl. Einrichtg. 
(14 Simmer) a. d. Peripherie 


von Dresden 30 o00 
Landhaus-Villa (11 Räume) im 
Rieſengebirge 12.000 


Sabrikgröft. m. Wohnhaus Villa 
i. Induſtrieort d. Erzgeb. n. Vereinbg. 
Waſſermühle (Turbine) im Kreis 
Jerichow i. d. Prov. Sachſen 
Villa in vornehmſter Lage der 
ehem. Neſidenzſtadt. Deſſau . 12000 
Landhaus a. d. Deripherie einen 
bedeul. Stadt Württ. u. Vereinbg. 
Penjionsoilla (19 Näume) im 
VFC 
Wohn- und Geſchäftshaus a. d. 
Peripherie v. Berlin m. Ko- 
lonialwarengeſchäft einſchl Si. 
liale am Ben Ort u. Wan- 


9090 


derbetrieb i. d. umgebung. 15 009 
Drahtzauns u. Brunnenbaufabrik „ 

in gemieteten Räumen bei 

Berlin . Preis: 10009 
Hotel- u. Keltaurationsgröft. m. ö 

Café Nähe Landsberg. Is ooo 
eee in der Neu- 

mark . N n. Vereinbg. 
Sillengröft. bei Bad Warm- 

brunn im Rieſengeb . . . 25000 


2 Saad haus- Bien b. Radeberg 
(Sa.) 18000 
Geſchäftsgrundſt. m. Kohlen- u. 
Kartoffelhandlg. j. d. Grenz- 
mark, Nähe Steinau (Oder) . 
ed e. (8 Mg. Wieſe, 
Ang. Objt- u. Gemüſegar⸗ 
ten), Nähe Eberswalde (evtl. 


) 

Gestose i. bedeut. Induſtrie⸗ 
ſtadt Thüringens . . 

" Landhausgrundjtück b. Potsdam 
65 Simmer). 

Herrſch. Villa mn. Seitengeb. ı 
Saragenhaus in Berlin ie 
nickendorf 

Hotel i i. Heſſen⸗ Naſſau (Lahntal) 

n. Vereinbg. 
. Sabrikgröft. (bisher e 
u. Keſſelbau) in Coswig, Be; 
Dresden 5 o doo 
Bild- Prokpekte koltenlos durch: 
KOCH & Co., Berlin W 35 
Dörnbergstraße 1. Tel.: B2 Lützow 5933, - 


25.000 


doo 


50.000 


10.090 


35 000 


je 9061 — Poſtſcheckkonto: Berlin 104726. 


m. b. H., Berlin SW. 68, Zimmerſtraße 7 /S. 


